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Was bestimmt den Radongehalt innerhalb von Gebäuden? Schon ein Rückschluss aus gemessener Bo-

denluft direkt vor der Haustür kann völlig falsch liegen. In Deutschland schloss man für die Ausweisung 

sogenannter Radonvorsorgebiete mittels hypothetisch errechneter Radonpotentiale der geologisch be-

stimmenden Formation eines Gebietes auf die Radonbelastung in Gebäuden. Mit dieser Methode steht 

es fast allein in Europa. In Thüringen wurde sich zur Erreichung von Wunschzielen mit einem eigenwilli-

gen Mischmasch der Geologie aller Gebietsmarkungen dann völlig von der Realität entfernt.  

Nur aus einer repräsentativen Anzahl von Inhouse-Messungen lassen sich Prognosen der Radonbelas-

tung einer Kommune oder Region erstellen. Um gar auf eine latente Gefahr für Neubauten schließen zu 

können, bedarf es definierter Messverortungen. Davon ist man hierzulande weit entfernt. Stattdessen 

werden Fachkorrekturen rigide abgetan und mit juristischen Finessen verhindert. Ab Seite 3 ff.  
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Endlagersuche für hochradioaktiven Abfall in Deutschland: 

Am 17. Und 18.11.23 findet  in Halle (Saale) in der Leopoldina – Nationale 

Akademie der Wissenschaften das 2. Forum Endlagersuche statt. Das Fo-

rum diskutiert den von der Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) vor-

gegebenen Weg zur Eingrenzung der bisherigen großflächigen sogenann-

ten Teilgebiete, für die die Endlagerung des hochradioaktiven atomaren 

Abfalls in Frage kommen und in denen übrigens Infomobile bereits jetzt 

unterwegs sind und Werbung bzw. Information zur künftigen Endlagerung 

verbreiten (Termine unter www.base.bund.de). Diese Endlagerforen sind 

jährlich bis zur Entscheidungsfindung vorgesehen. Sie sind trotz einer Ein-

teilung in Vertreter aus Kommunen, der „jungen Generation“, aus Wissen-

schaft, gesellschaftlichen Organisationen und Bürgern für jedermann frei 

zugänglich. Das paritätisch zusammengesetzte Planungsteam Forum 

Endlagersuche PFE mit MA der Bundesanstalt BASE und der Bundesge-

sellschaft für Endlagersuche BGE wird am 27.09. von 18:30 bis 21 Uhr 

wieder für jeden online zugänglich den Arbeitsstand und die Vorbereitung 

des 2. Forums diskutieren, was „… für die Öffentlichkeit von Interesse ist.“ 

Seit kurzem ist keine extra Anmeldung erforderlich, bereits registrierte Teil-

nehmer erhalten vorab die Zugangsdaten. 

Zum zweiten internationalen Forschungssymposium für die Sicherheit der 

nuklearen Entsorgung safeND, 13. – 15.09.23 in Berlin, wurde bereits in-

formiert. Eine Änderung betrifft die Exkursion zu den Verwahrungsbauwer-

ken des Uranbergbaus: Sie erfolgt am 16.09.23 nach Ronneburg. Die Or-

ganisationspartner vor Ort sind der örtliche Bergbauverein, die Wismut 

GmbH – Bereich Ronneburg und der Kirchliche Umweltkreis Ronneburg. 

Im Unterschied zur langjährig ungelösten Endlagerung der atomaren Ab-

fälle musste die Endlagerung der radioaktiven Hinterlassenschaften des 

Uranbergbaus umgehend mit seiner Stilllegung 1990/91 angegangen und 

in vergleichsweiser kurzer Zeit gelöst und umgesetzt werden. Aus diesem 

Anlass werden Endlagerprojekte für radioaktive Abfälle der Erzaufberei-

tung (Tailings) auf Seite 13 und des Uranabbaus (Abraum)  in der Beilage 

vorgestellt.   

 
In dieser Ausgabe: Das Titelthema nimmt auf Seite 3 -10 einen breiten 
Raum ein. Wer, warum und mit welchen Misserfolg Klage gegen eine fach-
lich inkompetente Allgemeinverfügung Radonvorsorgegebiete erhoben 
hat, ist der bisherigen Auswertung der Urteilsverkündigung zu entnehmen.  
Dass die Radonvorsorgestrategie, auf einen fachlich falschen Weg ist, er-
schließt sich aus dem nachfolgenden Beitrag von Frank Ullrich ab Seite 7.  
Die Uranbergbausanierung mit seinen Endverwahrungsbauwerken ist 
ab Seite 13 thematisiert, diesmal verfasst vom Sanierungsunternehmen 
selbst. Erfahrene Ingenieure berichten über den Sanierungsstand der mit 
250 ha flächenmäßig größten Deponie für Uranerz-Aufbereitungsabfälle. 
In der Beilage (S. 19/20) können sich die Leser der Druckausgabe mit dem 
volumenmäßig größten und höchsten Endverwahrungsbauwerk (Ab-
raum) vertraut machen, das sich bereits in der Nachsorge befindet.  
Unser Autor Ralf Kusmierz geht auf Seite 11 der Frage nach, wo die rea-
len Gefahren liegen, die von ukrainischen AKW ausgehen. Informativ ist 
der Bericht von Pattrick Schugalla über den IPPNW-Weltkongress, der 
diesmal in Kenia stattfand, unter dem Motto „Abrüstung, Klimakrise und 
Gesundheit“ (S. 15). Der Kirchliche Umweltkreis Ronneburg nimmt als 
nicht kommerzieller Vertreter mit einem Posterbeitrag auf der wissen-
schaftlichen Fachtagung der Wismut GmbH WISSYM 23 teil (S. 17/18). 
Unsere Internetausgabe enthält den Beitrag in Englisch. 

Impressum: Heute auf Seite 7. 

6 Klagen gegen den Freistaat Thü-

ringen wegen Atom- und Strahlen-

schutzrechts brachten im Klage-

verlauf Erkenntnisse zu Tage, die 

die Radonvorsorgeverfügung des 

Freistaates ad absurdum führte. 

Aus Mängeln wurden Fehler, de-

ren Offenlegung mit allen Mitteln 

verhindert werden musste. Hierzu 

agitierte die beklagte Behörde das 

Gericht gezielt vorab über eine 

„geologische spezifische Situa-

tion“ der klagenden Gemeinden. 

Der vorsitzende Richter äußerte 

prompt zu Beginn der Verhand-

lung: Die Einwohner der Uranberg-

bauregion hätten durch den Berg-

bau früher massiv profitiert und 

sich nun damit abzufinden, die ge-

setzlichen Konsequenzen einer 

Radonvorsorge zu tragen. Er er-

warte da eigentlich Verständnis 

und Unterstützung und keine Kla-

gen. So war schon vorprogram-

miert: Klage abweisen und nicht 

prüfen! Das Urteil geht zwar völlig 

an der Zielstellung Gesundheits-

schutz vor Inhouse-Radon vorbei, 

verdeutlicht aber die verbreitete 

Denkweise: Radongefahr sei auf 

ausgefallene wenige Geologien 

wie in Uranabbaugebieten be-

grenzt. Uran und Radon hängen 

im Boden eben nicht zwangsläufig 

zusammen! Der Zusammenhang 

von Radium-226 zu Radon-222 in 

der Erdkruste schon eher. Das 

kann ein Richter i.d.R. nicht wis-

sen. Seine Information holte er 

sich aber von der beklagten Lan-

desbehörde TLUBN und deren 

Strahlenschutzexperten, die es 

wissen müssten. Fehlinterpreta-

tion oder bewusste Fehlinforma-

tion? Um die jahrelange Vogel-

Strauß-Taktik der TLUBN bei Ra-

donproblemen zu verbergen, 

wurde eine Region zum Bauernop-

fer bestimmt. Dafür gibt es weder 

Verständnis noch Unterstützung: 

Seite 3 - 7 

https://www.endlagersuche-infoplattform.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/F/forum-endlagersuche.html?view=renderLightbox
http://www.base.bund.de/
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Die Ausweisung von Ra-
donvorsorgegebieten 
(RVG) soll dem Gesund-
heits- und Arbeitsschutz 
dienen. Von daher ist dies 
ein Schritt in die richtige 
Richtung. Da es um zwei 
hohe Schutzgüter geht, 
vertreten wir die Auffas-
sung, dass diese Auswei-
sung mit entsprechender 
Sorgfalt und Genauigkeit 
und nach entsprechenden 
wissenschaftlichen Stan-
dards erfolgen muss. Wer-
den einerseits Gebiete 
nicht als RVG ausgewie-
sen, die eigentlich eine 
hohe Radonbelastung ha-
ben, so wiegt man die dor-
tigen Menschen in einer 
falschen Sicherheit und 
verwehrt ihnen den Ge-
sundheits- und Arbeits-
schutz. Es ist z.B. vorge-
kommen, dass in nicht 
ausgewiesenen Gebieten 
Arbeitgeber Messungen 
verweigert haben, mit der 
Begründung, dass man 
kein RVG sei. Anderer-
seits, wenn man ein Ge-
biet, was eigentlich kein 
RVG ist, als RVG aus-
weist, so schürt man dort 
nur unnötige Ängste, ver-
ursacht unnötige Kosten 
und führt der Region ins-
gesamt einen Imagescha-
den zu, der ggf. zu sinken-
den Einwohnerzahlen, zu 
wegbleibenden Gewerbe-
ansiedlungen usw. und so-
mit schließlich zu sinken-
den Steuereinnahmen füh-
ren kann. In einem RVG 
entstehen für einen Arbeit-
geber z.B. Kosten durch zu 
veranlassende Messun-
gen, wenn sich ein Arbeits-
platz im Erd- oder 

Kellergeschoss eines Ge-
bäudes befindet (§ 127 (1) 
StrlSchG). Bauherren 
müssen in einem RVG-Ge-
biet nach § 123 (1) 
StrlSchG Radonschutz-
maßnahmen treffen, wenn 
sie ein Gebäude mit Auf-
enthaltsräumen oder Ar-
beitsplätzen errichten. Es 
ist uns bekannt, dass ei-
nem Bauherrn in Ronne-
burg für Radonschutzmaß-
nahmen Mehrkosten in 
Höhe von 13.000 € ent-
standen sind. 
 
Der Freistaat Thüringen 
hat nach lediglich ca. 6-
monatigen Ermittlungen im 
Dezember 2020 19 RVG 
ausgewiesen (14 im Thü-
ringer Wald und 5 Raum 
Ronneburg). Da wir Zwei-
fel an der Sorgfalt und Ge-
nauigkeit der Ausweisung 
der RVG hatten, haben wir 
gegen die Allgemeinverfü-
gung geklagt (neben Kau-
ern, Korbußen, Paitzdorf, 
einem Verein und einer 
Privatperson). Im Rahmen 
der Akteneinsicht und des 
anschließenden Schriftver-
kehrs sind zahlreiche 
schwerwiegende Fehler 
bei der Ausweisung der 
RVG offensichtlich gewor-
den, so dass wir eigentlich 
davon überzeugt waren, 
dass die Allgemeinverfü-
gung insgesamt aufgeho-
ben werden muss bzw. zu-
mindest Ronneburg und 
die drei weiteren klagen-
den Gemeinden aus der 
Allgemeinverfügung her-
ausgenommen werden 
müssen. 
Am 23.05.23 war vor dem 
Verwaltungsgericht Gera 

die mündliche Verhand-
lung der sechs Kläger ge-
gen den Freistaat Thürin-
gen in der Zeit von 10:00 
Uhr bis 17:00 Uhr. Die Ver-
handlung war mehr als er-
nüchternd. Bereits nach 
den ersten 5 Minuten war 
zu erkennen, auf welche 
Seite sich der Vorsitzende 
Richter geschlagen hatte, 
obwohl er Eingangs aus-
führlich seine Neutralität 
hervorhob. Mit keinem Ar-
gument, mit keinem einzi-
gen Fakt konnten wir 
durchdringen oder auch 
nur geringste Zweifel we-
cken. Es hatte für uns den 
Anschein, dass es für die 
gerichtliche Entscheidung 
ausreichend war, dass 
eine Bundesbehörde (Bun-
desamt für Strahlenschutz, 
BfS) eine Methode entwi-
ckelt hat, eine Landesbe-
hörde (Thüringer Landes-
amt für Umwelt, Bergbau 
und Naturschutz, TLUBN) 
behauptetet diese Me-
thode mit wissenschaftli-
cher Genauigkeit ange-
wendet zu haben und dass 
es ja nur eine Prognose 
und keine Berechnung der 
Statik einer Eisenbahnbrü-
cke ist. 
 
Am 01.06.2023 wurde 
dann das erwartete Urteil 
verkündet: Die Klagen 
wurden alle abgewiesen. 
Für die vier Gemeinden 
wurde die Berufung zuge-
lassen. 
 
Nach der Verhandlung und 
dem Urteil bleiben Fragen: 
Muss man bei Zweifeln 
nicht auch eine behördli-
che Entscheidung über-
prüfen können? Oder sind 
behördliche Entscheidun-
gen von vornherein rich-
tig? Wie kann eine derart 
eindeutige Faktenlage, wie 
im vorliegenden Fall, ein-
fach so ignoriert werden? 
Muss eine Prognose nicht 
auch auf richtigen Annah-
men, auf richtige Daten ge-
stützt werden, auch wenn 
es nur eine Prognose ist? 
Und muss eine Prognose 

nicht auch belastbar und 
überprüfbar sein? 
 
Wir wollen nachfolgend le-
diglich zwei unserer Argu-
mente und Fakten nennen, 
die sich ohne viele Worte 
leicht erklären lassen und 
nach unserer Auffassung 
verständlich sind. Für die 
komplexeren Argumente 
und Faken reicht hier lei-
der nicht der Platz. 
 
Ronneburg hat nach den 
Karten und Aussagen der 
TLUBN fünf vorherr-
schende Festgesteinsfor-
mationen. Jede Gesteins-
formation hat angeblich ein 
eigenes Radonpotential 
(RP). Die TLUBN hat die 
Gesteinsformationen De-
von (50,49 % der Fläche 
Ronneburgs, RP=35,2) 
und Silur (32,43 % der Flä-
che) zusammengefasst 
(dies ist nach unserer Auf-
fassung schon nicht zuläs-
sig) und der Summe der 
Flächen (82,92 % der Flä-
che von Ronneburg) den 
Wert des Radonpotentials 
des Silurs (RP=75,7) zuge-
ordnet. Da es für ganz 
Ronneburg, für keine ein-
zige Gesteinsformation 
auch nur einen Messwert 
gibt, hat die TLUBN für Si-
lur den Kurzzeitmesswert 
von Korbußen genommen, 
da sie der Auffassung war, 
dass dieser Messwert dort 
in der Gesteinsformation 
Silur genommen wurde. 
Diese Annahme ist jedoch 
falsch. Tatsächlich wurde 
dieser Messwert nicht in 
der Gesteinsformation Si-
lur genommen, wie eine 
einfache Qualitätskontrolle 
zeigte. Der Messwert von 
2001 in Korbußen wurde 
über der Deponie der ehe-
maligen Ziegelei genom-
men, die in den 1980ziger 
Jahre von der SDAG Wis-
mut abgedeckt wurde. Der 
Messwert wurde also in 
dem Abdeckmaterial der 
Deponie genommen und 
ist deshalb auch so hoch. 
Er wurde somit auch nicht 
in einem „gewachsenen 

Radonvorsorge 
 

Die Radonvorsorge in Thüringen 

aus juristischer Sicht 
Das Gerichtsurteil des Verwaltungsge-

richtes Gera vom 01.06.2023 

Teil 1: Aus Sicht einer betroffenen Kom-

mune 
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Boden“ genommen, wie es 
eigentlich vorgeschrieben 
ist. Dieser Messwert aus 
dem Abdeckmaterial der 
Deponie hat somit nichts 
mit den Festgesteinsfor-
mationen in Ronneburg zu 
tun. Wie kann aber dieser 
falsche und hohe Mess-
wert für 82,92 % der Flä-
che von Ronneburg ange-
setzt werden? Dieser fal-
sche Messwert führte 
dazu, dass für Ronneburg 
insgesamt ein flächenge-
wichtetes Radonpotential 
von RP=68,43 ermittelt 
wurde und da dieser Wert 
über den Schwellenwert 
des BfS von RP=44 liegt, 
ist Ronneburg RVG. Es ist 
für uns ein Rätsel, wie die-
ser eindeutige Fakt völlig 
ohne Berücksichtigung 
bleiben konnte. 
 
Die TLUBN hat für die 174 
Gesteinsformationen Thü-
ringens für die Ausweisung 
der RVG gerade einmal 
301 Messdaten aus jeweils 
einer Kurzzeitmessung für 
einen Messpunkt von je-
weils ca. 15 Minuten aus 
den Jahren 1995 bis 2003 
zur Verfügung gehabt, die 
eigentlich für einen ande-
ren Zweck erhoben wur-
den. Für keine Messung 
gibt es ein Messprotokoll. 
Für 41 % der Daten weiß 
man nicht mehr den Tag 
der Messung. Man weiß 
nicht, ob im Winter oder im 
Sommer, ob in trockenen 
oder feuchten Böden ge-
messen wurde. Wissen-
schaftliches Arbeiten be-
deutet aber eine 

Überprüfbarkeit der Daten. 
Eine Überprüfbarkeit ist 
bei der Qualität der ver-
wendeten Daten (ohne 
Messprotokoll, ohne Da-
tum) überhaupt nicht mög-
lich. Von einer „wissen-
schaftlichen“ Ermittlung 
der RVG ist man also mei-
lenweit entfernt. Man muss 
wissen, dass das Radon-
potential eines Messpunk-
tes leicht um den Faktor 10 
(man hat auch Unter-
schiede um den Faktor 
300 gemessen) schwan-
ken kann, wenn an genau 
dem gleichen Ort zu einer 
anderen Zeit gemessen 
wird. Wird in der gleichen 
Gesteinsformation ein 
paar Meter weiter weg ge-
messen, kann man eben-
falls einen völlig anderen 
Wert erhalten. Man 
braucht also in einer For-
mation mehrere Mess-
punkte und muss mehrere 
Messungen über das Jahr 
durchführen und kann 
dann ggf. mit dem Mittel-
wert arbeiten. Mit nur ei-
nem Kurzzeitmesswert ist 
es unmöglich einer Ge-
steinsformation in einem 
Gebiet ein stimmiges Ra-
donpotential zuzuordnen, 
zumal das Gesetz auf „ei-
nen über das Jahr gemit-
telten“ Wert abstellt. Auf ei-
ner derart dünnen Daten-
basis kann keine belast-
bare und überprüfbare 
Prognose erstellt werden. 
Thüringen hat keine ei-
gene Messung durchge-
führt obwohl der Bund die 
Kosten erstattet hätte. 
 

Die nach unserer Auffas-
sung weiteren wesentli-
chen Gründe für die 
Rechtswidrigkeit der Allge-
meinverfügung wollen wir 
lediglich benennen: 
• Thüringen hat in 
Abweichung vom BfS eine 
eigene Methode angewen-
det (flächengewichtetes 
Mittel) ohne den Nachweis 
der Geeignetheit und Wis-
senschaftlichkeit zu erbrin-
gen. 
• Der Schwellenwert 
des BfS (RP=44) wurde 
nicht angepasst, obwohl 
Thüringen in Abweichung 
vom BfS eine andere Karte 
(Karte ohne Lockerge-
steine) verwendet hat. 
• Die 174 Gesteins-
formationen wurden zu le-
diglich 22 Homogengebie-
ten mit jeweils einem Ra-
donpotential zusammen-
gefasst ohne irgendeinen 
Nachweis, dass dies mög-
lich ist. 
• Die untersuchten 
Gebietsgrenzen sind teil-
weise zu groß bestimmt 
wurden. Teilgebiete mit ei-
ner möglichen hohen Ra-
donbelastung gehen in zu 
groß gebildeten Gebiets-
grenzen unter. Dem Ge-
sundheits- und Arbeits-
schutz wird dort nicht ge-
nügend Rechnung getra-
gen. 
• Weitere Untersu-
chungen für Gebiete mit ei-
nem ermittelten Radonpo-
tential zwischen 20 und 44 
sind gänzlich unterblieben, 
obwohl die Methode des 
BfS für diese Gebiete 

keine Aussage erlaubt. 
Kein Gebiet mit RP<44 
wurde ein Radonvorsorge-
gebiet. 
• Für ca. 49 % der 
301 Messdaten wurde der 
Grenzbereich der Mess-
technik überschritten. Die 
Werte sind somit falsch 
und können nicht verwen-
det werden. 
• Obwohl alles 
Wahrscheinlichkeitsbe-
trachtungen sind, fehlt jeg-
liche Fehlerbetrachtung. 
 
Wir können Sie leider nicht 
auffordern, sich selbst eine 
Meinung zum Urteil zu bil-
den, da Sie die Urteilsbe-
gründung nicht kennen 
(diese liegt auch noch 
nicht vor) und Ihnen auch 
die Argumentationen der 
Gegenseite nicht bekannt 
sind. Wenn Sie uns den-
noch eine Rückmeldung 
geben wollen oder Sie uns 
ggf. Ihre Meinung mitteilen 
wollen, wie Sie die Auswei-
sung von Ronneburg als 
RVG angesichts der ein-
deutigen Faktenlage se-
hen, so können Sie das 
gern tun (z.B. per Mail: 
stadt@ronneburg.de). 
Nach Vorlage und Auswer-
tung der Urteilsgründe 
werden wir eine Entschei-
dung treffen, ob wir gegen 
das Urteil in Berufung ge-
hen. 
 
Heiko Örtel 
Leiter Haupt- /Finanzver-
waltung 

Das Vorspiel. Die Allge-
meinverfügung (AV) über 

Radonvorsorgegebiete 
(RVG) Thüringens erhielt 

per Gerichtsurteil gegen 6 
Kläger einen „Persil-
schein“. Die am 31.12.20 
in Kraft gesetzte AV zur 
Ausweisung sogenannter 
RVG, in denen bei allen 
künftigen Neubaumaß-
nahmen der Radonschutz 
nachzuweisen und sämtli-
che Arbeitsplätze in Ge-
bäuden unter der 1. Etage 
auf Radonbelastung zu 
prüfen ist, beruft sich auf in 
der Verfügung umfang-

reich aufgezählten Grund-
lagen älterer Messpro-
gramme (1990-2003). 
Diese führten aber gar 
nicht zur Entscheidung der 
Radonvorsorgegebiets-
auswahl. Tatsächlich 
konnten sie die Radon-Be-
lastung in fast allen Gebie-
ten Thüringens auch nicht 
gesetzeskonform abbil-
den. Damit beauftragte die 
Thüringer Landesanstalt 
für Umwelt, Bergbau, 

Radonvorsorge 
 

Die Radonvorsorge in Thüringen 

aus juristischer Sicht 
Das Gerichtsurteil des Verwaltungsge-

richtes Gera vom 01.06.2023 

Teil 2: Aus Sicht der Bürgerbewegung 
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Naturschutz (TLUBN) erst 
2020 ein Ingenieurbüro. 
Dieses hatte einen Bericht 
zu erstellen, der auf 
„neuen“ Grundlagen be-
ruhte. In der AV ist er nicht 
benannt und war für nie-
manden außerhalb der Be-
hörde bekannt, ge-
schweige einsehbar. For-
maljuristisch stellt eine feh-
lende Bekanntgabe der ei-
gentlichen methodischen 
Grundlage keinen rechts-
relevanten Handlungsbe-
darf dar. Allerdings können 
Betroffene so nicht nach-
vollziehen, warum sie zur 
Radonvorsorge verpflich-
tet wurden (in gerade ein-
mal 19 Gemeinden Thürin-
gens). In einer enormen 
Vielzahl von Kommunen 
des Freistaates mit wirkli-
cher Radonbelastung in 
vorhandenen Bebauungen 
besteht diese Vorsorge-
pflicht, die gleichzeitig ein 
Vorsorgerecht/-anspruch 
beinhaltet, nicht. Die sach-
liche Falschheit der AV 
stellte sich erst im Klage-
verfahren heraus. Da aber 
dies umfänglich bei Klage-
einreichung nur zu vermu-
ten war, nutzten Beklagte 
und Gericht alle juristi-
schen Kniffe, um die Kla-
geberechtigungen ad ab-
surdum zu führen. Wie das 
gelang, soll am Beispiel 
des Urteils zur Privatklage 
mit den wichtigsten Auszü-
gen aus dem Urteil ver-
deutlicht werden [1]. 
 

Die Kläger  
In der Kürze der feiertägli-
chen Jahreswendezeit 
2020/21 fanden sich den-
noch 6 Kläger, die auf 
Grund ihrer sehr spezifi-
schen Kenntnisse zur örtli-
chen Radonbelastungs-
problematik mehr aus Ver-
wunderung als aus Betrof-
fenheit schnell reagieren 
mussten. Denn es gab kei-
nerlei Vorinformation zu 
den seit Jahren anhängi-
gen Thema und die AV wi-
dersprach zudem der bis-
herigen BfS-Prognose 

gravierend. Eine Aufklä-
rung wurde seitens Lan-
desbehörde tatsächlich 
nur über dem Klageweg 
zugelassen. Vier Gemein-
den klagten insbesondere 
gegen die Ungleichbe-
handlung, Wertminderung 
kommunaler Grundstücke, 
Kostensteigerung kommu-
naler Bauvorhaben und 
Imageschaden, die durch 
die Fehler in der Allge-
meinverfügung herbeige-
führt werden. Der Privat-
kläger begründete seinen 
Klageanspruch gegen eine 
fehlerhafte, die tatsächli-
chen Grundlagen ver-
schweigende, nicht nach-
vollziehbare Allgemeinver-
fügung mit den daraus fol-
genden unnötig entstehen-
den Kosten und Auflagen 
für ein aktuelles Baugrund-
stück in einem erst kürzlich 
baurechtlich ausgewiese-
nen Baugebiet. Der Verein 
beklagte unter Hinzuzie-
hung des Vereinszieles 
betreffs der gesundheitli-
chen Radon-Folgen durch 
den Uranbergbau die fal-
sche Ausweisung der Ra-
donvorsorgegebiete, was 
formalrechtlich nur durch 
Anzweifelung des eigenen 
Standortes möglich war, 
um so der Gefahr der Ab-
wieglung als „Popu-
larklage“ zu begegnen. 
Alle Klagen richteten sich 
nicht gegen die gesetzlich 
vorgeschriebene Auswei-
sung von RVG zur Ge-
sundheitsvorsorge, ge-
meinsames Ziel war aber 
die Aufhebung der Thürin-
ger Verfügung, deren 
Prognose zur Radonge-
fahr nicht der Gesund-
heitsvorsorge in belasteten 
oder eben nicht belasteten 
Gebieten gerecht werden 
kann.  
 
Das Urteil des Verwal-
tungsgerichtes Gera vom 
01.06.23 [1]: Im Namen 
des Volkes spricht das VG 
Gera über die Klage der 

Vertreter des Volkes ge-
gen den Freistaat Thürin-
gen folgendes Urteil: Die 
Klagen werden abgewie-
sen. Vertreter des Volkes 
waren hierbei 4 kommu-
nale vom Volk gewählte 
Bürgermeister, ein ehren-
amtlicher nichtkommerziel-
ler Bürger-Verein, und ein 
Privat-Bürger, als stellver-
tretender Einzelfall. Ei-
gentlich eine gute Mi-
schung von Vertretern aus 
dem Volk, die dennoch 
vom Gericht als unzu-
reichend bewertet wurde. 
U.a. „ … weil kein Vertreter 
aus den anderen 15 Kom-
munen der 19 Radonvor-
sorge-Gemeinden geklagt 
hätte“. Diese subjektive 
Logik, mit der der vorsit-
zende Richter mit den be-
klagten Verwaltungsange-
stellten der Staates Thürin-
gen gleich von Anfang an 
Einigkeit demonstrierte, ist 
erörterungswürdig und 
wird im Verhandlungsver-
lauf (siehe unten) zumin-
dest etwas aufgehellt. Um-
fang und Verständlichkeit 
fordern im Folgenden die 
Reduzierung auf die rein 
juristische Begründung 
des Urteils. Stellvertretend 
hier die wichtigsten Passa-
gen aus dem 14seitigen 
Urteil über den Privat-Ver-
treter [1]: 

• „Die Allgemeinver-
fügung ist nicht an den Klä-
ger adressiert. Als ihr Ad-
ressat können weder die 
Einwohner einer Ge-
meinde noch sonstige 
Dritte bezeichnet werden. 
In Bezug auf diesen Perso-
nenkreis enthält die Ent-
scheidung des Beklagten 
über die Ausweisung eines 
Radonvorsorgegebietes 
weder ausdrücklich noch 
schlüssig personelle Ge- 
oder Verbote. Sie schafft 
allein eine rechtserhebli-
che Tatsache, das heißt 
eine Voraussetzung für die 
Anwendung von Rechts-
vorschriften. Diese können 

zwar unter Umständen 
Grundstückseigentümer 
oder Arbeitgeber zu be-
stimmten Maßnahmen 
(nach §§ 123 ff StrlSchG) 
verpflichten. Derartige Be-
rührungen des Rechtskrei-
ses stellen jedoch lediglich 
nicht zielgerichtete Wir-
kungen einer primär sach-
bezogenen Einzelfallrege-
lungen dar. Der sachliche 
Regelungsgehalt der All-
gemeinverfügung ist vor-
liegend darin zu sehen, 
dass die öffentlich-rechtli-
che Eigenschaft einer Sa-
che geändert wird, indem 
bestimmte Gebiete als Ra-
donvorsorgegebiete aus-
gewiesen werden. Damit 
ist sie als adressenlose 
sachbezogene Allgemein-
verfügung … einzuord-
nen.“  

• . Der Besitzer ei-
nes Baugrundstückes ist 
nicht klagebefugt. „Die Ab-
hängigkeit, in der Grund-
stücke zu der sie umge-
benden Situation stehen, 
schließt ein, dass die 
Grundstückswerte von die-
ser Situation beeinflusst 
werden und das deshalb 
auch ungünstige Einflüsse, 
die sich aus Änderungen 
der Situation ergeben, 
grundsätzlich hingenom-
men werden müssen… 
schwere und unerträgliche 
Nutzungsbeeinträchtigung 
… sind mit der erforderli-
chen Eindeutigkeit nicht 
ersichtlich.“ 

• . „Der Kläger wird 
durch die Verneinung der 
Klagebefugnis nicht in sei-
nem Recht auf effektiven 
Rechtsschutz beschnit-
ten… Es genügt weder die 
Verletzung nur wirtschaftli-
cher Interessen noch die 
Verletzung von Rechtssät-
zen, in denen der Einzelne 
nur aus Gründen des Inte-
resses der Allgemeinheit 
begünstigt wird, die also 
reine Reflexwirkung ha-
ben. Denn Artikel 19 Ab-
satz 4 Grundgesetz 
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garantiert dem Bürger 
keine allgemeine Recht-
mäßigkeitskontrolle der 
Verwaltung, sondern trifft 
eine Systementscheidung 
für den Individualrechts-
schutz“. 
Das Urteilsergebnis  
„Fehlt es an der Klagebe-
fugnis und erweist sich die 
Klage als unzulässig, ist 
dem Gericht die Prüfung 
verwehrt, ob die vom Be-
klagten erlassene Allge-
meinverfügung rechtmäßig 
ist.“  
Allgemeinverständlich zu-
sammengefasst bewahr-
heitete sich der Grundsatz, 
dass Recht haben und 
Recht bekommen krass 
differieren. Zunächst 
müsste absolute Unzumut-
barkeit nachgewiesen wer-
den, um dann gegen nach-
folgende Verordnungen 
(VO) vorgehen zu können. 
Allerdings ohne Erfolgs-
aussicht, da übergelagerte 
AV und Gesetz Vorgaben 
der VO sind. Ein Kreislauf 
juristischer Absicherung. 
Klagerecht gegen eine All-
gemeinverfügung besteht 
ohnehin nicht und gilt als 
Pseudo-Rechtsbelehrung. 
Die 6 Klagen wurden alle-
samt abgewiesen. Dem 
örtlichen Verein und dem 
privat betroffenen Besitzer 
eines Baugrundstückes 
wurde wegen vermeintli-
cher Unzulässigkeit ihres 
Anliegens keine Beru-
fungsmöglichkeit einge-
räumt. Die klagenden Ge-
meinden, die am Ende der 
Verhandlung auf Nach-
frage des Gerichts ihre 
Klage gegen die AV plötz-
lich zurücknahmen und auf 
den Ersatzklagegrund zu-
rück gingen, in der Hoff-
nung wenigstens die Her-
ausnahme ihres Gemein-
degebietes aus der Verfü-
gung zu erlangen, erhiel-
ten ebenfalls eine Abfuhr 
(hier mit Zulassung einer 
Berufung sozusagen als 
Belohnung der 

Rücknahme der Klage ge-
gen die allmächtige Allge-
meinverfügung selbst). Die 
Gemeindevertreter glaub-
ten so den spürbar negati-
ven Verlauf der Verhand-
lung (s.u.) noch eine Wen-
dung für das Urteil geben 
zu können. Das Gericht 
konnte mit diesem 
Schachzug aber die Allge-
meinverfügung selbst für 
alle Zukunft juristisch absi-
chern. 
Die Kläger hatten nach 2,5 
Jahren Aufwand für 
Rechtsberatung, Material-, 
Daten- und Informations-
beschaffung, Klage- und 
Gerichtskosten letztlich 
nur für eine „gerichtsfeste“ 
Allgemeinverfügung ge-
sorgt. Die vorgetragenen 
wissenschaftlich präzise 
nachgewiesenen Fehler, 
wollte das Gericht aus for-
maljuristischen Gründen 
nicht prüfen. In der öffentli-
chen Wahrnehmung sug-
gerierte die obsiegende 
verklagte Behörde umge-
hend durch ihren Presse-
sprecher, dass sich durch 
das Urteil ihre fachlich gute 
Arbeit gerichtlich bestätigt 
habe. Diese beruhte z.B. 
auf unwissenschaftlicher 
Prioritätsverschiebung 
durch flächengewichtete 
Mittelung geologischer Ra-
donpotentiale, Verwen-
dung nichtzutreffender 
Schwellenwerte, falsche, 
mitunter „gewünschte“ Ge-
ologie-Zuordnungen 
u.a.m. Selbst dass der „al-
les entscheidende“ Radon-
bodenwert, der die klagen-
den Gemeinden zu RVG 
abstempelte, auf einer al-
ten Mülldeponie mit falsch 
bestimmtem geologischem 
Untergrund lag, beein-
druckte das Gericht nicht. 
Alle Fakten und Argu-
mente der Kläger, wollten 
die Richter weder diskutie-
ren noch werten, eigentlich 
auch gar nicht hören. Sie 
legten daher eine diesbe-
zügliche Tagesordnung 

mit juristischen Bewer-
tungspositionen vor, die 
zudem nur zum Teil abge-
arbeitet wurde. 
Auszug zum Verhand-
lungsverlauf am 23.05.23 
von 10 bis 17 Uhr: Er kann 
verkürzt als einfache An-
hörung charakterisiert wer-
den, in der der Versuch 
scheiterte, aus der Vielzahl 
der Stellungnahmen argu-
mentativ nachvollziehbare 
Ergebnisse zu präsentie-
ren. Es wurde also nichts 
in der Sache verhandelt. 
Die Anwesenden bekamen 
langatmige Vorträge der 
beklagten Behörde zu hö-
ren, wogegen keine fun-
dierte Gegendarstellung 
stattfinden konnte. Ledig-
lich kurze Statements, die 
die Behörde fachlich nicht 
beantworten musste, wa-
ren möglich.  Bereits mit 
Beginn der Verhandlung 
war die einseitige Bewer-
tung des vorsitzenden 
Richters festzustellen, die 
sich im Verlauf weiter ver-
festigte.  
Im Wesentlichen sprach 
das Gericht den Klägern 
die Kompetenz ab, die Ar-
beit der Fachbehörden in 
Frage stellen. Die kläger-
seits gegen die Macht be-
hördlichen Schweigens 
und Vertuschens langwie-
rig erarbeitete Faktenauf-
klärung, alle darauf basie-
renden und vorgelegten 
Fachstellungnahmen und 
sämtliche mündlich in der 
Anhörung vorgetragenen 
Klägerargumente wurden 
damit negiert. Etwas nach-
denklich wurde der Richter 
lediglich an der Stelle, als 
die Vorsitzenden der Ver-
waltungsgemeinschaften, 
zu denen die Klägerge-
meinden gehören, die sich 
aus der Gebietsauswei-
sung ergebenden territori-
alen Ungerechtigkeiten ih-
rer „Wismutgemeinden“ 
nachtrüglich erläuterten.  
(Da keine gerichtliche Auf-
zeichnung erfolgte eine 

Archivierung des Verhand-
lungsverlauf beim KUK Rbg. 
in detaillierter Form). 

 
Die Schlussfolgerung 
Die Verhinderung oder 
Korrektur behördlicher 
Fehlentscheidungen, die 
wissenschaftlich als un-
richtig nachgewiesen wur-
den, mittels gerichtlicher 
Entscheidungen herbei-
führen zu wollen, erfordert 
monetäre Voraussetzun-
gen, die die Möglichkeit 
von „Normalbürgern“ und 
gesellschaftlich Betroffe-
nen kleineren und mittle-
ren Kommunen als Kläger 
übersteigen. Jedoch verur-
sachen solche Fehlent-
scheidungen juristisch in 
Folgeverordnungen Aufla-
gen und Verbote im unmit-
telbaren Lebensbereich 
der Bürger. Im vorliegen-
den Fall der Radonvor-
sorge trifft es Baugebiete, 
in dem die Eigentümer zu 
nicht gerechtfertigten auf-
wendigen Bodengutachten 
oder übertriebenen vor-
beugenden Radonschutz 
incl. Nachweisführung ver-
pflichtet werden.  Das Bau-
genehmigungsverfahren 
wird weiter aufgebläht.  
Der klagende Verein, der 
als Vereinsziel die ethi-
sche Zielstellung verfolgt, 
die gesundheitlichen Fol-
gen der Radonbelastung 
ernst zu nehmen, wehrte 
sich gegen eine Lotterie-
ausweisung, die falsche 
und dem Gesundheits-
schutz schadende Prioritä-
ten setzt. Die Gemeinden 
wollten unbedingt Un-
gleichbehandlung zwi-
schen eng benachbarten 
Orten, GWG, sogar Häu-
sern infolge fehlerhafter 
und falscher Gebietsaus-
weisung im Interesse des 
gesellschaftlichen Frie-
dens verhindern. Diesen 
Anliegen eine Klagebe-
rechtigung abzusprechen 
und die Sachverhalte in-
haltlich nicht zu prüfen 
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bzw. prüfen zu lassen, 
stärkt im Endeffekt antide-
mokratische Tendenzen. 
Die Pressemitteilung 
Eine Presseerklärung der 
Kläger vor Urteilsverkün-
dung würdigte bereits die 
Nichtaufhebung der Allge-
meinverfügung zu den Ra-
don-Vorsorgegebieten 
(RVG) als ein Fehlschlag 
für die Gesundheitsvor-
sorge. Den Vertretern der 
Landesregierung war es 
gelungen, ohne einen gül-
tigen Messwert aus der 
betroffenen Region in Ost-
thüringen, allein durch den 
stattgefundenen Uran-
bergbau sozusagen vom 
Hörensagen eine Prog-
nose zu erstellen, die dem 
Verwaltungsgericht eine 
hinreichend flächende-
ckende Radonbelastung 
ausgewählter „Wismutge-
meinden“ glaubhaft 
machte. Die Pressemittei-
lung ging im Weiteren u.a. 
auf die wesentlichen Feh-
lerpunkte ein und kriti-
sierte, dass die AV in vor-
liegender Form nur der ju-
ristischen Absicherung 
von Verwaltungsbehörden 
dient.  
 
Die Folgen 
Durch die alleinige Prog-
noseentscheidung mittels 
„spezifizierter“ geologi-
scher Radonpotentiale 
wurde in Thüringen (be-
wusst) das ungeeignetste 
Prognoseverfahren ge-
wählt, da es nach Berech-
nungen von BfS-Mitarbei-
tern nachweislich weniger 
als 7% der zu erwartenden 
Gebäudebelastungen er-
fassen kann [3] und von 

erfahrenen Fachleuten der 
amtlichen Radonüberwa-
chung so bewertet wird: 
„Das gesamte Auswei-
sungsverfahren ist fachlich 
falsch und unwissen-
schaftlich. Und auch der 
Großteil der zugrundelie-
genden Daten ist nicht kor-
rekt“ [4]. Die Folgen für 
Thüringen sind umfassen-
der, als es die Klageabwei-
sung vermuten lässt. Zu-

nächst gilt allgemein: 
Mittels AV kann die Be-
hörde jedwede gesetzlich 
zu ordnenden Auflagen wi-
derspruchslos mit oder 
ohne Anhörung (öffentli-
che Beteiligung), mit oder 
ohne zutreffende Begrün-
dung (Grundlagenbenen-
nung), ja sogar mit oder 
ohne fachliche Kompetenz 
(fachlich falsche Angaben) 
umsetzen, da keinerlei 
Überprüfung zu befürchten 

ist. Zur behördlichen Auf-
wandsminimierung wurden 
bevölkerungsintensive Ra-
don-Problemgebiete aus-
geklammert. Die Radonbe-
lastung in weiten Teilen 
des Landes bleiben „un-
entdeckt“. Betreffs radon-
überwachungspflichtiger 
Arbeitsplatzbewertungen 
ist davon auszugehen, 
dass für fast 99% aller Ar-
beitsplätze, Kindergärten 
und sonstige öffentliche 
Einrichtungen in Thürin-
gen keine Kontrollen erfol-
gen werden, obwohl ge-
rade hier die Schwer-
punkte zu sehen sind. Da 
sie überwiegend im Alt- 
und Sanierungsbaube-
reich angesiedelt sind, ist 
die Radongefahr expo-
nentiell höher einzustufen 
als der von der AV er-
fasste künftige Neubau. 
Absichtserklärungen der 
TLUBN, ganz Thüringen 
nach weiteren Problemge-
bieten im Interesse der 

Gesundheitsvorsorge 
überprüfen zu wollen, ist 
durch das Strahlenschutz-
gesetz nicht gedeckt, da 
die RVG bis 2020 ab-
schließend zu prognosti-
zieren waren. (Das Gericht 

wusste keine Antwort darauf. 
Die schriftlich eingereichte 
Bitte des Privatklägers, die 
Prognosebindung 2020 einer 
Aufklärung zuzuführen, ist of-
fen.  
Das durch die AV das ei-
gentliche, generelle Ra-
donproblem, nämlich der 
Alt-/Altneubaubestand 
nicht angegangen wird, 
kann ihr nicht vorgeworfen 
werden.  Das ist ein Prob-
lem der übergeordneten 

Strahlenschutzgesetzge-
bung. Dennoch verhin-
derte das Gerichtsurteil 
eine Korrektur der AV zur 
Erlangung des Gesund-
heitsschutzes aller Bürger 
des Landes; es zemen-
tierte eine Ungleichbe-
handlung.  
War etwas Positives durch 
den Klageaufwand erreicht 
worden? Zumindest Privat-
bürger (in den RVG) erhiel-
ten die Möglichkeit kosten-
loser Wohnraumessungen 
und ein Messprogramm in 
Richtung Bodenluftmes-
sungen wurde 2022/23 re-
alisiert. Sicher behauptet 
die Landesregierung das 
ohnehin im Bürgerinte-
resse vorgehabt zu haben 
und es keiner Klagen be-
durft hätte. Wer es 
glaubt….  
Frank Lange  
Kirchlicher Umweltkreis 
Ronneburg 
 
[1] Urteil 5 K 61/21 Ge des 
Verwaltungsgerichtes Gera; 
beglaubigt am 21.06.23 
[2] Stellungnahme vom 
21.05.2022 der Verwaltungs-
streitsache 5K 61/21 Ge we-
gen Atom- und Strahlen-
schutzrecht 
[3] Eric Petermann, Peter 
Bossew , Bernd Hoffmann: 
„Radongefährdung verus Ra-
donrisiko - Zur Wirksamkeit 
von Radon-Schwerpunkt-be-
reichen“; PMID: 35131623; 
DOI: 10.1016/j.jenvrad.2022.
106833 
[4] „Gesundheit hat keine Be-
deutung“, TLZ-Artikel vom 
24.06.2023 von Tina Puff (im 
Interview mit dem ehemaligen 
Leiter der Messstelle für Um-
weltradioaktivität Frank Ull-
rich.  
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Die Thüringer Allge-
meinverfügung zur 
Festlegung von Ra-
donvorsorgegebieten 
ist der misslungene 
Versuch, naturwis-
senschaftliche Er-
kenntnisse in starre 
Verwaltungsgrenzen 
zu pressen. Eine 
buchstabengerechte 
juristische Auslegung 
gesetzlicher Vorga-
ben führte zu sinnent-
stellten und fachlich 
falschen Prognosen; 
letztlich verhindert sie 
den anzustrebenden 
Gesundheitsschutz 
der Bevölkerung. 
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Im zweiten Teil zur Metho-

dik der Ausweisung von 

Radonvorsorgegebieten 

werden die, den Feldmes-

sungen zu Grunde liegen-

den, theoretischen und 

normativen Grundlagen 

näher betrachtet und die 

sich daraus ergebenden 

Schlussfolgerungen, die 

man bei einer seriösen 

wissenschaftlichen Bear-

beitung erwarten müsste, 

gezogen. 

Normative Grundlagen 
Bei der Ausweisung von 
RVG spielt eine auf Mes-
sungen in der Bodenluft in 
1 m Tiefe basierende, 
künstlich definierte Größe 
die zentrale Rolle. Diese 
Größe wurde vom Bundes-
amt für Strahlenschutz de-
finiert und als „Radonpo-
tential“ - (RP) bezeichnet. 
Es handelt sich hierbei um 
eine reine Rechengröße, 
in die zwei Einzelmessgrö-
ßen in der Bodenluft einge-
hen, die aber weder lo-
gisch noch mathematisch 
herleitbar ist und somit um 
eine klassische Größen-
gleichung, die auf der 
Grundlage vorhandener 
Messdaten definiert 
wurde: 

RP =  
CRn

(− log(GP) − 10)
 

 
CRn … Messwert der Ra-
don-222-Aktivitätskonzen-
tration in der (über die Bo-
denluftsonde) angesaug-
ten Bodenluft, Einheit: 
kBq/m³ 
GP … Gas-(Luft-) Durch-
lässigkeit des Bodens – 

Gaspermeabilität am CRn-
Messort, Einheit: m² 
Dass es sich hierbei um 
eine rein technische Grö-
ßengleichung handelt wird 
schnell klar, da es z.B.  
mathematisch korrekt, 
nicht möglich ist, aus einer 
einheitenbehafteten Größe 
den dekadischen Logarith-
mus zu bilden.   
Die zweite Auffälligkeit 
stellt im Nenner des Bru-
ches die Subtraktion des 
scheinbar willkürlichen 
Wertes 10 vom Logarith-
mus des Zahlenwertes der 
GP dar, der für GP-Werte 
von 1*10-10 m² zu einem 
mathematisch unbestimm-
ten Ausdruck führt, da in 
diesem Falle der Nenner 
des Bruches zu Null wird 
und somit eine Division 
durch die Zahl Null erfolgt. 
Der Wert 10 im Nenner des 
Bruches resultiert aus dem 
Wertebereich der GP-
Messwerte, welche mit 
dem eingesetzten GP-
Messverfahren unter BfS-
Verantwortlichkeit gewon-
nen wurden. 
 
Messanforderungen 
Grundsätzlich ist also fest-
zustellen, dass zur Be-
rechnung des RP zwei ein-
zelne Messungen (Rn-
222-Aktivitätskonzen-tra-
tion in der Bodenluft (CRn) 
und Gasdurchlässigkeit 
des Bodens (GP)) in der 
Bodenluft (im gleichen 
Bohrloch und zeitlich zu-
sammenhängend) durch-
zuführen sind. Die Mess-
werte, welche in Thüringen 
im Prozess der RVG-Aus-
weisung behördlich 

benutzt wurden, stammen 
aus BfS-Messprogrammen 
zum sogenannten „geoge-
nen“ Radonpotential, die 
im Zeitraum 1993 – 2003 
gewonnen wurden. 
Um fachlich und wissen-
schaftlich korrekt zu arbei-
ten, ist es erforderlich, für 
die zu messenden Para-
meter anerkannte und ge-
eignete Probenahme- und 
Messverfahren sowie zu-
verlässige, die gesuchte 
Messgröße korrekt wieder-
gebende, Messgeräte zu 
benutzen sowie alle für 
eine unabhängige wissen-
schaftliche Beurteilung er-
forderlichen Daten nach-
vollziehbar zu protokollie-
ren und jederzeit nutzbar 
zu archivieren. Wie sieht 
es mit diesen Grundvo-
raussetzungen im vorlie-
genden Fall aus? 
In den 1990-er und den frü-
hen 2000-er Jahren exis-
tierten zwar eine Reihe 
von Messgeräten und An-
wendermessvorgaben zur 
Messung der Radonkon-
zentration in der Bodenluft 
(z.B. Marcus 10, Szintillati-
onskammern, AlphaGu-
ard, Atmos, u.ä.).  
Zuverlässige amtliche Ka-
librierungen dieser Mess-
geräte für Radonkonzent-
rationen im Bodenluftbe-
reich (ca. 10 – 500 kBq/m³) 
waren, außer bei der PTB 
(Physikalisch Technische 
Bundesanstalt), zu diesem 
Zeitpunkt in der BRD je-
doch nicht möglich. Kalib-
rierangaben bezogen sich 
in erster Linie auf Werks-
kalibrierungen der Geräte-
hersteller.  
Bisher wurden für die zur 
RVG-Ausweisung benut-
zen Radonmesssysteme 
keine anerkennungswürdi-
gen Kalibriernachweise 
vorgelegt, so dass die kor-
rekte Wiedergabe der 
Messgröße CRn für die bei 
der Gebietsausweisung 
benutzten Daten nicht be-
legt ist.   

Die aktuelle Situation zeigt 
allerdings, dass zwei belie-
bige, nicht amtlich kalib-
rierte Rn-Messgeräte 
(auch des gleichen Typs) 
auch bei Rn-Bodenluft-
konzentrationen unterei-
nander Abweichungen bis 
ca. einen Faktor 2 aufwei-
sen können.  
Für die Messgröße GP gibt 
es bis heute keinen Kalib-
rierstandard und keine all-
gemein anerkannte, fach-
lich fundierte Kalibriervor-
schrift.  
 
Laut der Aussagen der 
Thüringer Landesanstalt 
für Umwelt, Bergbau und 
Naturschutz (TLUBN), als 
der für die Ausweisung von 
Radonvorsorgegebieten 
(RVG) in Thüringen zu-
ständigen Landesbehörde, 
wurden alle für die RVG-
Ausweisung benutzten 
Messdaten mit der Geräte-
kombination Bonner-
Sonde (Bodenluftprobe-
nahme) + Permameter 
nach Kemski (Bestimmung 
der Gaspermeabilität) + 
Rn-Szintillations-Mess-
kammern (Rn-Messung in 
der Bodenluftprobe) durch-
geführt.  
Für die GP-Messungen 
wurde mit einer „Eigenka-
librierung“ dieser Firma ge-
arbeitet.  
Für den Parameter CRn ist 
zur Qualitätssicherung 
(Kalibrierung) nichts be-
kannt! 
 
Probenahme 
Im technisch- wissen-
schaftlichen Bereich ist all-
gemein anerkannt, dass 
für analytische Fragestel-
lungen die potentiell größ-
ten Unsicherheiten i.d.R. 
bei der Probenahme ent-
stehen (können). 
Es ist, den Willen zu fach-
lich korrekter und wissen-
schaftlich basierter Ar-
beitsweise vorausgesetzt, 
logisch und unerlässlich, 
vor Beginn eines 

Radonvorsorge 

Die Ausweisung von Radonvorsorgege-

bieten in Thüringen – wissenschaftlich 

fundierte Methode oder Scheinwissen-

schaft – Teil 2: Anforderungen an die 

Messtechnik 
von Frank Ullrich, Gera 



Heft-Nr. 09 vom 01.10.2023                          Ronneburger Strahlentelex                                            Ausgabe 03/2023 

 

9 
 

Messprogrammes die Pro-
benahmebedingungen 
exakt zu definieren und 
sich über die Aussagekraft 
und Grenzen, der mit der 
eingesetzten Probenah-
memethodik gewonnen 
Daten, klar zu werden. 
Sowohl die für beide Para-
meter benutzten Probe-
nahmeverfahren als auch 
die Probenahmetechnik 
basieren laut Gerätebe-
schreibung der Bonner-
Sonde auf den Ressortfor-
schungsberichten des BfS 
[1] und auf der VDI-Vor-
schrift 3865 [3]. 
 
Technische Normen 
Gerätebeschreibung der 
„Bonner Sonde“ (Radon 
Analytisc-2011): 
„Die Bonner Sonde wurde 
im Rahmen langjähriger 
praktischer Arbeiten ent-
worfen und stetig verbes-
sert. Sie ermöglicht die 
Probenahme aus Sondier-
bohrungen, die mit dem 
Handbohrstock (Pürck-
hauer) abgeteuft werden 
und stellt mit dem integrier-
ten Packersystem eine 
ideale Sonde nach der VDI 
Richtlinie 3865 dar. … Die 
Sonde ist für die Untersu-
chung auf Radon konzi-
piert. ….“ 
 
Das bedeutet, für beide 
Messgrößen unterliegt die 
Probenahme den in der 
VDI-3865 formulierten Be-
dingungen. 
Es ist also logisch und ent-
spricht dem für eine RVG-
Ausweisung nach 
StrlSchG § 121 zu einzu-
fordernden fachlich-wis-
senschaftlichen Niveau, 
dass die Anwendung und 
Nutzung der mit der Bon-
ner Sonde gewonnen Bo-
denluftproben die in der 
VDI-Richtlinie enthalten 
Anforderungen und Ein-
schränkungen be- 
rücksichtigt. Aus diesem 
Grunde lohnt sich jetzt ein 
Blick in die Ausführungen 

dieser VDI-RL. Diese da-
tiert aus dem Jahr 1998 
und ist auch aktuell noch 
gültig. Sie galt also bereits 
zum Zeitpunkt der Durch-
führung der Bodenluftmes-
sungen im BfS-Messpra-
gramm zum geogenen Ra-
donpotential und ist auch 
heute noch der fachliche 
Bezugspunkt für die Bo-
denluftprobenahme (zu-
mindest für den Teil der 
Bestimmung der GP). Für 
die Größe CRn-BL galt für 
die Probenahmen im BfS-
Messprogramm ebenfalls 
die VDI-RL. Diese wurde 
inzwischen formal durch 
eine DIN ISO-Norm zur 
Messung von Radon in der 
Bodenluft (DIN- ISO 
11655-11) aus dem Jahr 
2020 abgelöst. Schaut 
man sich allerdings beide 
Norman unter dem Ge-
sichtspunkt fachlich-wis-
senschaftliche Korrektheit 
und Begründungstiefe der 
in den Normen getroffen 
Aussagen an, so fällt leicht 
auf, dass die VDI die deut-
lich seriöseren Aussagen 
trifft und in allen Punkten 
fachlich nachvollziehbare 
und fundierte Begründun-
gen liefert, während die 
DIN ISO an vielen Stellen 
in oberflächlichen, phra-
senhaften nicht nachvoll-
ziehbaren und nicht be-
gründeten Behauptungen 
verweilt.  Die DIN ISO er-
scheint hier eher als eine 
Art „Werbeprospekt“ von 
Methoden-entwicklern und 
-anwendern. Die „offizielle“ 
formale Absicherung der 
weiteren Nutzbarkeit der 
eigenen Probenahme- und 
Radonmess-Methode 
scheint hier bei der Erar-
beitung den Vorrang vor 
seriöser fachlich-wissen-
schaftlicher Darstellung 
und Bewertung gehabt zu 
haben. 
Doch nun zurück zur VDI-
3865. In den Teilen 1 und 
2 ist zu nachzulesen:  
„Einleitung 

Definition – Bodenluft: Gas 
und/oder Dämpfe im Po-
renraum des wasserunge-
sättigten Bereiches des 
Bodens“ 
Die beschriebenen Verfah-
ren dienen zum Aufspüren 
der Boden- und Grund-
wasserkontaminationen, 
zur Lokalisierung und Ab-
grenzung belasteter Bo-
denkörper (wasserunge-
sättigter Bereich) und 
Grundwasserkontaminati-
onen (wassergesättigter 
Bereich) und zur Suche 
nach der Schadstoff-
quelle.“ 
Das Blatt I gibt grundle-
gende Anleitungen zur 
Messplanung und Mess-
strategie für Bodenluftun-
tersuchungen. In Blatt 2 
werden Techniken zur ak-
tiven Bodenluft-Proben-
ahme vorgestellt. 
Mit dieser Richtlinienreihe 
werden dem Anwender In-
formationen gegeben, wel-
che Randbedingungen bei 
der Bodenluftuntersu-
chung berücksichtigt und 
in die Bewertung von 
Schadenstellen 
einbezogen werden müs-
sen.  
 
1 Anwendungsbereich 
Diese Richtlinie legt die 
Randbedingungen und die 
Mindestanforderungen zur 
Planung von Bodenluftun-
tersuchungen fest.  
Betrachtet wird der was-
serungesättigte Bereich 
zwischen Geländeober-
kante und Grundwasser-
horizont, soweit dieser mit 
Bohrung und Sonde zu-
gänglich ist.  
Die Richtlinie ist für die 
Probenahme in natürli-
chem Lockergestein und 
anthropogenen Auffüllun-
gen anwendbar.“  
 
2 Untersuchungsziele 
Bodenluftuntersuchungen 
ermöglichen die Bestands-
aufnahme sowie die Identi-
fizierung von möglichen 

Schadensfällen, die durch 
leichtflüchtige organische 
Verbindungen hervorgeru-
fen wurden. Sie können 
folgende Ziele beinhalten: 
 
• Erfassen des Schadstoff-
inventars 

− Substanzen 

− Größenordnung 
der Konzentrationen 
• Erfassen der Art des 
Schadens 
• Erkunden und Kartieren 
der Verdachtsfläche 

− Abbildung der 
räumlichen Schadstoffaus-
breitung in der Fläche und 
Tiefe in der wasserunge- 
sättigten Zone 

− flächenhafte Kar-
tierung von Schadstofffah-
nen in der wassergesättig-
ten Zone 
• Lokalisieren der Eintrags-
stelle(n) bzw. Eintragsflä-
che(n) 
• Feststellen einer langfris-
tigen zeitlichen weiteren 
Ausbreitung des Schadens 
• Ermitteln von Grundlagen 
zur Gefährdungsabschät-
zung 
• Festlegen der Probenah-
mestellen für gezielte wei-
terführende Untersuchun-
gen in Boden, Bodenluft 
    und Grundwasser 
• Ermitteln von Grundlagen 
für die Sanierungsplanung 
• Begleitende Messungen 
bei Sanierungsmaßnah-
men 
 
3 Charakterisierung und 
Grenzen der Bodenluft-
messung 

• Bei der Proben-
ahme von Bodenluft wird 
ein von der Entnahmeme-
thode und von der Boden-
art abhängiger räumlicher 
Einzugsbereich um den 
Probenahmepunkt erfasst.  

• Aufgrund der kom-
plexen Matrix, der beim 
Eingriff in den Untergrund 
erzeugten massiven Stö-
rung der Verteilungszu-
stände und der durch die 
Probenahme selbst 
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hervorgerufenen Beein-
flussung der Probenahme-
stelle ist der wahre Gehalt 
der untersuchten Substanz 
in der Bodenluft nicht fest-
stellbar. 

• Vielmehr handelt 
es sich bei der Bodenluft-
messung um eine stand-
ort- und methodenbezo-
gene Relativmessung. 

• Mit Bodenluftun-
tersuchungen können Grö-
ßenordnungen der Belas-
tung sowie relative Unter-
schiede in der Bodenluft, 
nicht aber exakte Konzent-
rationen der Substanzen 
im Boden und Grundwas-
ser ermittelt werden.  

• Ein fester Zusam-
menhang zwischen der 
Kontamination der Boden-
luft und der gesamten Kon-
tamination des Bodens 
bzw. des Grundwassers ist 
nicht notwendigerweise 
gegeben.“ 
 
Bewertung 
Radon ist zweifellos als 
leichtflüchtiges (wenn 
auch nicht organisches) 
Gas in der Bodenluft (im 
Sinne der VDI-Richtlinie) 
einzuordnen, so dass die 
diese richtigerweise An-
wendung findet. 
Alle Messungen sind defi-
nitionsgemäß in einem Bo-
den (Lockerschicht, Lo-
ckerbedeckung), der sich 
im Allgemeinen auf einer 
idealerweise direkt darun-
ter liegenden Festge-
steinsschicht befindet, in 
ca. 1 m Tiefe durchzufüh-
ren. Diese Festgesteins-
schicht definiert in allen 
weiteren Auswertungen 
und Betrachtungen des 
BfS und der TLUBN die so-
genannte „Geologie“, die 
sich zwischen beiden Ein-
richtungen zum Teil deut-
lich unterscheiden und un-
ter anderem vom 

gewählten Kartenmaßstab 
abhängen. 
Die Mess- bzw. Probenah-
mepunkte wurden im BfS-
Messnetz so ausgewählt, 
dass vorzugsweise soge-
nannte „gewachsene“  (un-
gestörte, geogene) Böden 
beprobt werden.  
Der Begriff gewachsener 
Boden bedeutet hier: „Von 
gewachsenem Boden ist 
die Rede, wenn seine 
Struktur durch natürliche 
Ablagerung oder Verwitte-
rung des Ausgangsge-
steins entstanden ist. Das 
Gegenteil wäre umgela-
gerter, angeschütteter 
oder aufgefüllter Boden. 
Dieser wurde nach der 
Entstehung bewegt.“ [2]. 
Diese Messungen wurden 
somit ursprünglich zur Er-
stellung von rechtlich un-
verbindlichen Darstellun-
gen des „geogenen“ Ra-
donpotentiales durchge-
führt. Die Umdeutung die-
ser Messergebnisse zur 
Bewertung der Radonsitu-
ation in bebauten Gebie-
ten, hier liegen in der Re-
gel anthropogene (also 
vom Menschen beein-
flusste) Bodenverhältnisse 
vor, erfolgte durch das BfS 
erst unter der Notwendig-
keit der Ausweisung von 
RVG und der Erkenntnis, 
dass ja Bodenluftdaten 
aus den Messungen zum 
geogenen RP vorhanden 
sind. Die Übertragung der 
bei der Ausweisung der 
RVG der im Boden in 1 m 
Tiefe gemessen Werte auf 
das kompakte irgendwo 
darunter liegende „Kom-
paktgestein“ ist fachlich als 
purer Unsinn anzusehen. 
Zum einen weisen Boden 
und Festgestein natürli-
cherweise völlig unter-
schiedliche Gasdurchläs-
sigkeiten auf, aber auch 
die für die Radon-

Aktivitätskonzentration pri-
märe verantwortliche Ra-
226-Konzentration  ist not-
wendigerweise im Boden 
und im Festgestein nicht 
identisch, zumal für beide 
Fälle allgemein bekannt 
ist, dass im gleichen Bo-
den/Festgestein die Kon-
zentrationen natürlicher 
Radionuklide einem natür-
lichen Schwankungsbe-
reich unterliegen, der leicht 
mehr als einen Faktor 2 , 
oft mehr als eine Größen-
ordnung beträgt. Dies ist in 
diversen Fachveröffentli-
chungen (u.a. des BfS) 
nachlesbar. Bei unterstell-
ten gleichen geophysikali-
schen Eigenschaften geo-
logisch „gleicher“ Bö-
den/Festgesteine führt z.B. 
eine Verdopplung des Ra-
226-Gehaltes unmittelbar 
zu einer Verdopplung der 
RP usw.! 
Es bleibt festzustellen, 
dass die allen Messungen 
zu Grunde liegende VDI-
Norm ausdrücklich die Ge-
winnung von exakten 
Messwerten, die Übertra-
gung vom Boden auf Fest-
gestein und eine Interpre-
tation der Messwerte als 
“wahrer“ Gehalt aus-
schließt.  
Dies bedeutet auch, dass 
zwar (unzulässig interpre-
tierte und verwendete) 
Messwerte für Messungen 
Bodenmesspunkten vor-
handen sind, es aber keine 
realen Messwerte in den, 
mittels Verschneidung ge-
ologischer Kartendaten 
benutzten und rein formal 
zugeordneten, Festgestei-
nen gibt. 
Exakt betrachtet, fußen so-
mit alle RVG-Ausweisun-
gen auf „Pseudo-Messda-
ten“ in Festgesteinen, die 
real nicht existieren! 
In der VDI-RL wird auf 
große Unsicherheiten bei 

der Probenahme explizit 
hingewiesen. Dennoch 
wurden die mit einer Pro-
benahme nach VDI 3865 
gewonnen Daten als 
exakte Messwert mit Vor-
täuschung einer aberwitzi-
gen Genauigkeit (Radon: 1 
kBq/m³, GP:  zwei Nach-
kommastellen) und ohne 
jegliche Probenahme- und 
Messunsicherheiten ange-
ben und benutzt.  Ein seri-
öser Nachweis der Einhal-
tung von Mindest-anforde-
rungen an die Qualitätssi-
cherung ist (für beiden 
Messgrößen) nie erbracht 
worden. 
Es bleibt festzustellen, al-
lein auf Grund der bisher 
erfolgten Betrachtungen 
das Gesamtsystem der 
Ausweisung von RVG, zu-
mindest in Thüringen, als 
grob unseriös und unwis-
senschaftlich und damit als 
Verstoß gegen die Forde-
rungen der StrlSchV § 153 
Absatz 1, Satz 1 (wissen-
schaftliche Basiertheit der 
Methode) zu bewerten ist. 
 
Im nächsten Artikel, wer-
den weitere, hier relevante 
Aspekte beleuchtet, wel-
che die bisher getroffene 
zusammenfassende Be-
wertung vertiefen.  
 
Unser Autor Frank Ullrich 
ist Dipl.-Physiker und über 
drei Jahrzehnte im Strah-
lenschutz und im radiologi-
schen Messdienst tätig. 
 
 
 
 
[1] BfS_2012_3609S 
10003_Bd1 und Bd2 
[2]https://grundrichtig.de/gl 
ossary/gewachsener-boden/ 
[3] VDI3865 Bl. 1 u. 2 Messen 
organ. Bodenverunreinigun-
gen – Messplanung (Bl.1) … 
und Techniken der aktiven 
Bodenluftproben (Bl. 2) 

 

https://grundrichtig.de/gl%20ossary/gewachsener-boden/
https://grundrichtig.de/gl%20ossary/gewachsener-boden/
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Es sind an den Tatsachen 
vorbeigehende Meldungen 
wie die Folgende, die un-
seren Autor Ralf Kusmierz 
bewegen, den vielen Fehl-
meldungen und dem 
leichtfertigen Umgang mit 
der katastrophalen Gefahr 
für ukrainische Atomkraft-
werke unter den gegen-
wärtigen Kriegsbedingun-
gen Sachkompetenz ent-
gegenzusetzen: „Die Zer-
störung des Kachowka-
Staudamms könnte für 
Russland zum Verhängnis 
werden. Der Stausee des 
Atomkraftwerks bei Sapo-
rischschja trocknet aus - 
und ebnet den Weg für die 
Ukraine (die Armee). … 
Über den Verlauf des Uk-
raine-Krieges blickte die 
Welt wiederholt gen Sapo-
rischschja. Grund dafür ist 
das vor Ort gelegene 
Atomkraftwerk und die 
Sorge vor einem Super-
GAU wie in Fukushima.“ 
[1] Staudamm und AKW 
haben aber nichts mitei-
nander zu tun, da der Was-
serkreislauf des AKW ent-
koppelt ist. Fast täglich er-
scheinen Informationen, 
die an den eigentlichen 
Problemen des AKW vor-
beigehen.  
 
Gefahrenpotential ent-
sprechend Betriebszu-
stand AKW 
Generell bereiten im Ukra-
inekrieg die AKW beson-
dere Sorgen, die allerdings 
bisher zu wenige Aktivitä-
ten auslösten, die die 
akuten Gefahren bannen 
helfen. War die Anlegung 
eines Vorrates an Jodtab-
letten für die Bevölkerung 
im letzten Jahr eine wich-
tige Vorsorgemaßnahme, 
so ist sie jetzt kein Schutz-
mittel mehr. Die 

Reaktoren sind seit ver-
gangenem September 
abgeschaltet. Das Nuklid 
131-I, um das es geht, ist 
deswegen nicht mehr vor-
handen, da es 
mit einer Halbwertszeit von 
8 Tagen abklingt und nach 
10-12 HWZ 
Radionuklide praktisch 
nicht mehr vorhanden 
sind, also nach drei bis 

vier Monaten, und es wird 
auch nicht mehr nachgebil-
det, weil es sich dabei um 
ein Spaltprodukt handelt. 
Natürlich gibt es in den Re-
aktoren immer noch mas-
sig radioaktives Inventar, 
das bei einer Freisetzung 
mit einer erheblichen Ge-
sundheitsgefährdung ver-
bunden wäre, aber die 
kurzlebigeren Spalt- und 
Bestrahlungsprodukte sind 
weg, und die Nachzerfalls-
wärmeleistung dürfte jetzt 
unter einem Promille der 
thermischen Nennleistung 
liegen. Damit wäre eine 
Beschädigung immer 
noch überaus gefährlich, 
aber es wäre gar kein 
Vergleich zu der 
Tschernobyl- oder 
Fukushima-Katastrophe, 
bei deren Reaktoren es 
praktisch aus dem 

laufenden Betrieb heraus 
zum GAU gekommen ist. 
Obwohl also eine Jodblo-
ckade damit sinnlos ge-
worden ist, wird von einer 
weiterhin anhaltenden 
Nachfrage nach hochdo-
sierten 65 mg - Jodtablet-
ten berichtet. Das liegt im 
Bereich der tausendfachen 
normalen Tagesdosis und 
stellt so schon wieder 
selbst ein erhebliches Ge-
sundheitsrisiko dar. 
Zum Teil könnte das auf 
Unkenntnis beruhen - den 
Leuten sind die 
physiologischen Zusam-
menhänge schließlich 

nicht geläufig und sie hal-
ten Jodtabletten fälschli-
cherweise für ein Wunder-
mittel gegen Radioaktivi-
tät. Andererseits ist davon 
auszugehen, dass sich in 
Krisenzeiten die Men-
schen normalerweise gut 
informieren. Auch in der 
Ukraine werden Jodtablet-
ten von Apotheken ausge-
geben, verbunden mit ei-
ner entsprechenden Auf-
klärung und Beratung. 
Es ist also mit Freisetzun-
gen enormer radioaktiver 
Substanzen in erster Linie 
nur aus in Betrieb befindli-
chen Kernreaktoren zu 
rechnen, bei dem es tat-
sächlich zu großen I-131 
Freisetzungen käme. Es 
sei denn, es kommt zu 
Nuklearwaffeneinsätzen. 
Die Frage ist, wie 
wahrscheinlich ein Waffen-
einsatz ohne zu 

spekulieren tatsächlich ist. 
Es bleibt zu hoffen, dass 
der Westen sämtliche dip-
lomatischen Kanäle nutz, 
um Russland sehr deutlich 
zu machen, dass das zu 
extrem harten Konsequen-
zen führen muss. 
In Bezug auf die anderen 
AKW in der Ukraine ist die 
Möglichkeit einer Beschä-
digung von Reaktoren ist 
tatsächlich nicht auszu-
schließen und könnte bei 
laufenden Reaktoren zu 
den beschriebenen Folgen 
führen. Dies könnte bereits 
bei Einsatz 
konventioneller Waffen 

(Artilleriegranaten, Bom-
ben) eintreten. Wenn ein 
solches Geschoß nahe am 
laufenden Reaktor explo-
diert, könnte das die 
Brennstoffbeladung durch 
die starke Erschütterung in 
einen überkritischen Zu-
stand bringen, der mit ei-
ner hohen Leistungsex-
kursion einhergeht und 
deswegen, ähnlich beim 
Ablauf des Tschernobyl-
Unfalls, große Radioaktivi-
tätsmengen freisetzt. 
 
Wirkung bei Nuklearwaf-
feneinsatz  
Noch wesentlich dramati-
scher würde der heimliche 
Einsatz einer Nuklearwaffe 
gegen einen Reaktor ab-
laufen. Die Reaktorsteue-
rung bestimmt primär nicht 
die Reaktorleistung selbst, 
sondern dessen 

Foto: ZDF; Reaktorblöcke des AKW Saporischschja 

Kernkraftwerke 

Aktuelles Gefahrenpotential durch 

den Ukrainekrieg 
von Ralf Kusmierz, Bremen 
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Reaktivität, d.h. sie sorgt 
dafür, dass im statisti-
schen Mittel jedes Spalt-
neutron ein neues Spalt-
neutron er- 
zeugt, der Neutronenfluss, 
also im Wesentlichen kon-
stant hoch bleibt. Ein sol-
cher Gleichgewichtszu-
stand gilt allerdings im 
Prinzip für beliebig hohe 
Neutronenflüsse. Die Soll-
Leistung kann nur 
so eingehalten werden, 
dem die Steuerung den 
Reaktivitätsüberschuss 
kontrolliert erhöht oder ab-

senkt, damit sich auch der 
Betrag des Neutronenflus-
ses selbst im Sollbereich 
bewegt. Einen nuklearen 
Anschlag 
kann man sich in zwei 
Schritten vorstellen: Zu-
nächst wird an einer 
Stelle die Strahlungsab-
schirmung (thermischer 
und biologischer Schild) 
geöffnet, d. h. wegge-
sprengt, und dann wird an 
der Öffnung ein 
Kernsprengsatz zur Explo-
sion gebracht. Bei einer 
Kernwaffenexplosion 
entsteht in deren 

Umgebung ein extrem 
starker Neutronenschauer, 
der z.B. auch Kern-
sprengsätze in der Nähe 
zur Explosion bringen 
kann. Dieser 
Neutronenschauer könnte 
praktisch instantan (ohne 
Verzögerung) den Neutro-
nenfluss innerhalb 
des laufenden Rektors 
stark vervielfachen, und 
der bleibt dann aufgrund 
der kritischen Konfigura-
tion des Reaktors auch 
erst einmal auf dem stark 
überhöhten Niveau, auch, 

wenn der primäre Schauer 
aus der Kernwaffenexplo-
sion nach einer Millise-
kunde abgeklungen ist. Bis 
dann sekundäre Effekte - 
Bläschenbildung, Einfah-
ren der Steuerstäbe - wir-
ken, dauert es viel zu 
lange: Für Sekunden läuft 
der Reaktor unkontrolliert 
mit extrem hoher Leistung, 
die Brennstäbe überhitzen 
sich, und der Kernbrenn-
stoff verdampft. In der 
Folge würde das die Wir-
kung der Kernwaffenex-
plosion um ein Vielfa-
ches verstärken und 

zugleich maskieren, da 
die Analyse des Fallouts 
auf einen Reaktorunfall 
schließen lassen würde. 
Eine Kernwaffe enthält in 
der Größenordnung 100 
kg auf ca. 90 % 
angereichertes Uran oder 
eine entsprechende, eher 
kleinere Menge Waffenplu-
tonium, von denen einige 
Prozent gespalten würden. 
Ein Leistungsreaktor ent-
hält in der Größenordnung 
einige hundert Tonnen auf 
ca. 4 % angereicherten 
Kernbrennstoff, je nach 

Abbrand auch Reaktorplu-
tonium im Prozentbereich, 
das im Betrieb aus 238-U 
erbrütet wird. Der Anteil, 
der von der Nuklearwaffe 
stammt, ist also im Fall-
out praktisch nicht nach-
weisbar, und damit deren 
Einsatz selbst eher auch 
nicht. Der Angreifer könnte 
die Tat also durchaus ab-
streiten. Es ist notwendig, 
vor solchen Möglichkeiten 
öffentlich zu warnen, damit 
es eine öffentliche Mei-
nung gibt, die auf wirk-
same politische Schritte 
drängt, um solche Abläufe 

zu verhindern. Möglich 
wäre zum einen das Her-
unterfahren aller Reakto-
ren in der Region unter in-
ternationaler Aufsicht 
durch die IAEA, und zum 
anderen der Abtransport 
des Inventars in sichere 
Länder, wobei der Trans-
port "frischer" Brennele-
mente ohne vorherige jah-
relange Lagerung im Ab-
klingbecken überaus prob-
lematisch wäre. Die erfor-
derliche Zustimmung der 
kriegführenden Länder 
herbeizuführen, ist bei der-
zeitiger gegenseitiger Ab-
lehnung aller Zugeständ-
nisse nicht möglich, 
müsste aber das Hauptziel 
aller diplomatischen Be-
mühungen im Interesse 
der europäischen Sicher-
heit sein. In der Öffentlich-
keit sind derzeit die physi-
kalischen und medizini-
schen Zusammenhänge 
nicht präsent und damit 
fehlen die möglichen Impli-
kationen der nuklearen 
Gefahr effektiver entge-
genzuwirken. 
 
Unser Autor Ralf Kusmierz 
ist Dipl.-Ing. für Elektro-
technik; er publizierte u.a. 
zahlreich zu Themen des 

KKW-Betriebes. 
 
[1] Linus Prien unter 
/www.msn.com/de- vom 
09.07.23

Foto: Glomex; links unten Staubecken Kühlwasser des AKW 

Nachtrag: Wie wichtig das Herunterfahren der Kernreaktoren ist, zeigt eine Meldung vom 25.07.23: „Im ver-

minten Atomkraftwerk Saporischschja in der Südukraine haben die russischen Besatzungstruppen zur Repara-

tur eines Reaktors einen anderen Reaktor in den Warmzustand versetzt. Der Block Nummer fünf müsse wegen 

technischer Wartungsarbeiten in den Kaltzustand heruntergefahren werden, teilte die Kraftwerksleitung am 

Dienstag der Nachrichtenagentur Interfax zufolge mit. Um den Bedarf an Dampf der Anlage zu decken, sei 

Reaktor Nummer vier dafür in den Warmzustand versetzt worden.“ 

Dazu kommentiert unser Autor: Dadurch ist das gesamte Spektrum frischer, d. h. kurzlebiger und deswegen 

sehr stark radioaktiver Bestrahlungs- und Spaltprodukte wieder vorhanden, die in der vorangegangenen Ab-

klingzeit weitgehend zerfallen waren und die bei einer Freisetzung verheerende Konsequenzen hervorrufen 

können. Man kann spekulieren, ob es für das Hochfahren eines Reaktors überhaupt plausible technische 

Gründe gibt oder es sich dabei nur um einen Vorwand handelt, um auf diese Weise eine "nukleare Mine" zu 

lancieren oder für Abschreckung von ukrainischen Angriffen zu sorgen. Sofortige Aufklärung tut Not, ob dieser 

„Warmbetrieb“ tatsächlich mit dem Start nuklearer Kettenreaktionen verbunden ist, was die Intervention der 

IAEA erfordert. 
PS: Mit diesbezüglichen drängenden Anfragen hat sich der Kirchliche Umweltkreis Ronneburg an die IAEA gewandt. 
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Sachstand zur Abde-
ckung industrieller Ab-
setzanlagen mit Rück-
ständen der Uranerzauf-
bereitung – Ein Über-
blick am Beispiel der IAA 
Culmitzsch  
Die Wismut GmbH saniert 
seit 1991 im Auftrag der 
Bundesrepublik Deutsch-
land die Hinterlassen-
schaften des Uranerzberg-
baus in Sachsen und Thü-
ringen. Ein wichtiger Sa-
nierungsschwerpunkt sind 
die großen industriellen 
Absetzanlagen (IAA). In 
diese wurden die 
Schlämme (Tailings) aus 
der hydrometallurgischen 
Uranerzaufbereitung ein-
gespült. Im Strahlentelex 
der online-Ausgabe 
01/2022 (Heft Nr. 03 vom 
01.03.2022) [1], [2] wurde 
in zwei Beiträgen der 
Sachstand zur Abdeckung 
von radioaktiven 
Schlammbecken behan-
delt. In diesem Artikel wird 
aus Sicht der Wismut 
GmbH der Sachstand zur 
Abdeckung industrieller 
Absetzanlagen der 
Uranerzaufbereitung am 
konkreten Beispiel der IAA 
Culmitzsch im Überblick 
vorgestellt.   
Am Standort Seelingstädt 
(Thüringen) befinden sich 
die IAA Trünzig und die 
IAA Culmitzsch. Die Sanie-
rung der IAA Trünzig steht 
kurz vor dem Abschluss, 
während die Sanierungs-
arbeiten auf der IAA Cul-
mitzsch bis zum Ende des 
Jahres 2028 weitgehend 
abgeschlossen werden 
sollen. Danach werden 
noch Restflächen auf der 

IAA Culmitzsch für Infra-
struktur und Flächen im 
Umfeld für einige Jahre ge-
nutzt werden, bevor die 
Umgestaltung dieser Flä-

chen für die jeweilige 
Nachnutzung abgeschlos-
sen werden kann.  
Die IAA Culmitzsch wurde 
in dem ehemaligen Uran-
tagebau Culmitzsch ange-
legt. Dieser wurde von 
1955 bis 1967 betrieben. 
Die IAA Culmitzsch enthält 
ca. 85 Mio. m3 Tailings 
(Schlämme der Uraner-
zaufbereitung). Ihre Ge-
samtfläche beträgt ca. 3 
km2. Die Absetzanlage be-
steht aus zwei Teilbecken, 
in die von 1967 bis 1991 
die Tailings (Schlämme) 
eingespült worden sind. Im 
Zuge der Einspülung bilde-
ten sich nahe den Einspül-
stellen bis zu 72 m 

mächtige sandige und da-
mit wasserdurchlässige 
Tailingszonen und in grö-
ßerer Entfernung von den 
Einspülstellen in den Be-
ckenzentren bis zu 63 m 
mächtige, feinkörnige, 
sehr gering wasserdurch-
lässige Feintailingszonen. 
Die Tailings sind in hydrau-
lischem Kontakt zu den 
grundwasserleitenden 
Schichten im Untergrund 
und in der Umgebung.  
Die Abbildung 1 zeigt ein 

Luftbild der IAA Culmitz-
sch, das im November 
2022 aufgenommen 
wurde.  
 
In der Abbildung 1 ist im 
Vordergrund der Süd-
/Südostdamm zu sehen. In 
der Bildmitte befinden sich 
die beiden Teilbecken, die 
durch den Trenndamm 
(siehe Baumreihe in der 
Bildmitte) getrennt sind. Im 
Hintergrund bildet der 
Norddamm die nördliche 
Umgrenzung der IAA Cul-
mitzsch. Diese drei 
Dämme der IAA Culmitz-
sch bestehen aus Halden-
material. Im Umfeld der 
IAA Culmitzsch erkennt 

man die Halden, die wäh-
rend der Auffahrung des 
Urantagebaus Culmitzsch 
zwischen 1955 und 1967 
entstanden sind. Im Vor-
dergrund rechts befindet 
sich der Ort Zwirtzschen 
während im Hintergrund 
links der Ort Wolfersdorf 
liegt. Auf der Anlage er-
kennt man die wasserge-
füllten Becken zur Fas-
sung kontaminierter Wäs-
ser. Rechts vor dem Fuß 
des Süd-/Südostdammes 

befindet sich die Wasser-
behandlungsanlage See-
lingstädt. Die kontaminier-
ten Sickerwässer werden 
in den Tailings und im Um-
feld der IAA in technischen 
Einrichtungen gefasst, in 
der Wasserbehandlungs-
anlage Seelingstädt be-
handelt und in den Cul-
mitzsch/Pöltschbach im 
Vordergrund vor der IAA 
eingeleitet (siehe Abbil-
dung 1) 
Die Grundsatzentschei-
dung zur Sanierung wurde 
bereits 1995 im Ergebnis 
eines umfangreichen Un-
tersuchungs- und Begut-
achtungsprozesses getrof-
fen. Demnach wird die IAA 

Uranbergbausanierung 
 

Sachstand zur Abdeckung indust-
rieller Absetzanlagen der Uraner-
zaufbereitung 
von Thomas Metsches und Ulf Barnekow 
(Wismut GmbH), Chemnitz 

Abbildung 1: Luftbild der IAA Culmitzsch im November 2022 (Blick von Süden 
nach Norden; Wismut GmbH; Bild-Nr. 08.11.2022_DSC_0340) 
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Culmitzsch vor Ort ent-
sprechend der so genann-
ten trockenen In-situ-Ver-
wahrung mit technischer 
Teilentwässerung saniert 
mit folgenden wesentli-
chen Sanierungszielen:  

• Sicherstellung der 
langfristigen geotechni-
schen Stand- und Erosi-
onssicherheit, 

• Begrenzung von 
(radiologischen und che-
mischen) Auswirkungen 
auf Mensch und Umwelt 
auf ein akzeptables Maß, 
u. a. Ausschluss des direk-
ten Zugriffs auf radioakti-
ves Material,  

• Harmonische Ein-
ordnung der sanierten IAA 
ins Landschaftsbild mit 
Restriktionen für die Nach-
nutzung der Oberfläche (i. 
W. festgelegt im land-
schaftspflegerischen Be-
gleitplan).  
Zur Sicherung der IAA Cul-
mitzsch gegen inakzep-
table Risiken und zur Sa-
nierungsvorbereitung  
wurde ein umfangreiches 
Mess- und Überwachungs-
system installiert. Auf der 
Grundlage vielfältiger und 
oft auch neuartiger Unter-
suchungen wurde ein 
Standortmodell entwickelt, 
um die von der IAA ausge-
henden Auswirkungen 
über die Luft, das Wasser 
und den Boden auf 
Mensch und Umwelt ermit-
teln und bewerten zu kön-
nen.  Auf dieser Grundlage 
wurden dann die erforderli-
chen Sanierungsmaßnah-
men konkret geplant. Die 
trockene In-situ-Verwah-
rung mit technischer Teil-
entwässerung umfasst die 
folgenden wesentlichen 
Sanierungsschritte:   

• Entfernung des 
Wassers aus den Spül-
seen, Fassung kontami-
nierter Sicker-, Grund- und 
Oberflächenwässer und 
Wasserbehandlung vor 
der Einleitung in ein Ge-
wässer, 

• Zwischenabde-
ckung der Tailings (Verhin-
derung der Staubabwe-
hung; Herstellung einer 
tragfähigen Oberfläche, 
Teilentwässerung in den 
Feintailings unter Einsatz 
von sogenannten Vertikal-
dräns (geosynthetische 
Drändochte), 

• Dammabflachung 
und Beckenkonturierung 
zur Herstellung einer lang-
fristig stabilen Oberfläche 
einschließlich technischer 
Teilentwässerung von sehr 
gering durchlässigen Fein-
tailings durch Einstechen 
von Vertikaldräns in bis zu 
28 m Tiefe,  

• Aufbringen einer 
(End-)Abdeckung aus Erd-
stoffen,  

• Begrünung und 
Landschaftsgestaltung in-
klusive Wegebau, 

• Herstellung von 
Gräben zur Ableitung des 
Regenwasserabflusses 
von der IAA zum nächsten 
Gewässer einschließlich 
Hochwasserschutzmaß-
nahmen, wo erforderlich. 
 
Die Herausforderung der 
Sanierung besteht darin, 
die verschiedenen Anfor-
derungen hinsichtlich der 
geotechnischen Stabilität 
und Sicherheit, des Strah-
lenschutzes, des Wasser-
haushaltes, des Natur- und 
Artenschutzes sowie der 
Landschaftsgestaltung, 
unter Beachtung des öf-
fentlichen Interesses, in ei-
ner geeigneten Weise zu 
verbinden, um die Auswir-
kungen auf Mensch und 
Umwelt auf ein akzeptab-
les Maß zu verringern. Da-
bei sind die jeweiligen phy-
sikalischen und geochemi-
schen Bedingungen der zu 
verwahrenden Rückstände 
zu berücksichtigen.  
Die Sanierung soll die si-
chere Verwahrung der IAA 
für einen Zeitraum von 
mindestens 200 bis 1000 
Jahre sicherstellen. Dies 

erfordert eine robuste Ab-
deckung, deren Funktion 
nicht maßgeblich von ein-
zelnen technischen Dich-
telementen, wie z. B. 
Kunststoffdichtungsfolien 
aus HDPE abhängig sein 
darf. Im Ergebnis der 
durchgeführten Modellie-
rungen, vor allem zum 
Stofftransport und den sich 
zeitlich einstellenden Ver-
formungen der Oberfläche 
wurden auf der IAA Cul-
mitzsch i. W. zwei ver-
schiedene Profile der 
(End-)Abdeckung geplant 
und gebaut. Auf den sandi-
gen, gut wasserdurchlässi-
gen Tailings im Becken-
randbereich wird eine 
Mehrschichtabdeckung er-
richtet, die die Versicke-
rung wirksam reduziert. 
Diese Mehrschichtabde-
ckung besteht von oben 
nach unten aus:  

• 2,0 m Speicher-
schicht aus sandig-lehmi-
gen Boden, 

• 0,3 bis 0,5 m Drä-
nageschicht (Sand-Kies-
Gemisch), 

• 0,3 m Dichtschicht 
aus verdichtet eingebau-
tem Ton, 

• 0,7 m Dämm-
schicht aus verdichtet ein-
gebautem gemischtkörni-
gem Boden (Haldenmate-
rial). 
Zum Schutze der Dicht-
schicht wird auf dieser 
Mehrschichtabdeckung 
kein Wald aufgeforstet. 
Hier verbleibt langfristig 
Offenland.   
In den Zentren beider Teil-
becken befinden sich 
mächtige Feinschlammtai-
lings mit geringer bis sehr 
geringer Wasserdurchläs-
sigkeit. Hier wird eine ins-
gesamt mindestens 2,5 m 
mächtige, gemischt-kör-
nige Konturierungs- und 
Abdeckungsschicht aus 
Haldenmaterial eingebaut. 
Die oberste 1 m mächtige 
Schicht bildet die soge-
nannte Endabdeckung. 

Sie besteht aus inertem 
bewuchsfähigen, lehmigen 
Boden oder Haldenmate-
rial. Unterhalb der 1 m 
mächtigen Endabdeckung 
befindet sich gemischtkör-
niges Haldenmaterial, 
dass eine geringe natürli-
che radioaktive Belastung 
aufweisen kann. Diese 
kombinierte Abdeckungs- 
und Konturschicht verhin-
dert den Zugriff auf die Tai-
lings und unterstützt den 
zukünftigen Bewuchs und 
damit die Verdunstung. 
Auf diesen Flächen wird 
auf der IAA Culmitzsch 
vorzugsweise Wald aufge-
forstet, um die Verduns-
tung weiter zu erhöhen 
und damit die Versicke-
rung weiter zu verringern.  
Die Geländeoberfläche 
wird bei der Konturierung 
bereits vor der Abdeckung 
mit einem deutlichen Ge-
fälle ausgebildet, um den 
Regenwasserabfluss von 
der Oberfläche und weiter 
bis in das nächste Gewäs-
ser außerhalb der IAA si-
cher zu gewährleisten. 
Etwa 5 % des Niederschla-
ges werden die Mehr-
schichtabdeckung langfris-
tig durchsickern, gegen-
über 15% bis 20 % Versi-
ckerung des Niederschla-
ges in den Böden im Um-
feld der IAA. Durch die 
Verwendung ausschließ-
lich natürlicher Abdeckma-
terialien, die große Mäch-
tigkeit der Speicherschicht 
und den jeweiligen Be-
wuchs wird die Wirksam-
keit der Abdeckung in glei-
cher Weise langfristig ge-
währleistet. So erfolgt der 
langfristig sichere Ein-
schluss der radioaktiven 
Tailings und der Stoffaus-
trag wird weitestgehend 
reduziert. Eine vollstän-
dige und dauerhafte Ver-
hinderung des Einsickerns 
von Wasser ist jedoch 
technisch nicht möglich. 
Der Verzicht auf den Ein-
satz künstlicher Baustoffe 
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(wie z.B. Folien) zuguns-
ten der Nutzung natürli-
cher Bodenfunktionen 
durch den Einsatz natürli-
cher Baustoffe ist ein inter-
national genutztes Kon-
zept, um dem langfristigen 
Zeithorizont der wirksa-
men Verwahrung von 
(schwach radioaktiven) 
Rückständen Genüge zu 
tun. Die Ausbildung der 
natürlichen Bodenfunktio-
nen und deren Zusam-
menspiel mit dem Be-
wuchs schafft ein langfris-
tig robustes Abdecksystem 
zur Begrenzung der Versi-
ckerung von Niederschlä-
gen als wesentlichen Pro-
zess für den Stoffaustrag 
über den Wasserpfad. Der 
Austrag von Radionukliden 
über den Luftpfad wird 
durch eine intakte Erdstoff-
abdeckung selbst bei ge-
ringer Mächtigkeit langfris-
tig sicher unterbunden. Die 
Wirksamkeit der Abde-
ckung wird auch nach Ab-
schluss der Sanierung 
langfristig durch die Wis-
mut GmbH überwacht. 
 
Unsere Autoren Dipl.-Ing. 
Thomas Metschies & Dipl.-
Geol. Ulf Barnekow sind 
Fachingenieure der Wismut 
GmbH und als Leiter der 
Abt. Wassermanage-
ment/Monitoring & Leiter 
des Bereiches Ingenieurwe-
sen/Strahlenschutz tätig. 
 
[1] Endlagerung Uran-
bergbau: Alternativen zur Ab-
deckung radioaktiver Erz-
schlammbecken.- Autor: U. 
Halbauer; Strahlentelex 
01/2022; Seite 9 - 10 
[2]  Endlagerung Uran-
bergbau: Sachstand zur Ab-
deckung radioaktiver 
Schlammbecken.- Autor: F. 
Lange; Strahlentelex 
01/2022; Seite 10 – 11 
 
PS: Detailliertere Angaben zu 
Funktion und Bau der Endab-
deckung und zum Wasser-
haushalt enthält die Zeitschrift 
der Wismut GmbH DIALOG 
Nr. 115, S. 4-10 (www.wis-
mut.de/de/Dialog.php). 

Unter dem Titel „Disarma-

ment, Climate Crisis and 

Health“ fand im April der 

23. Weltkongress der In-

ternationalen Ärzt*innen 

zur Verhütung des Atom-

krieges (IPPNW) im kenia-

nischen Mombasa statt.  

Es war der erste IPPNW- 

Weltkongress, der auf 

dem afrikani-

schen Konti-

nent stattfand. 

Er wurde fe-

derführend 

von der kenia-

nischen 

IPPNW-Sek-

tion organisiert 

und durchge-

führt. Ver-

knüpft mit 

Themen rund 

um Abrüstung, 

die Atom-

kriegsgefahr, 

die Klima- und 

 

Nahrungsmit-

telkrise fanden 

auch Diskussi-

onen und Aus-

tausch über 

Formen der Energiege-

winnung und Uranbergbau 

statt. 

Der dritte Tag des Welt-
kongresses im keniani-
schen Mombasa startet mit 
einem Podium zu Energie-
formen und deren Auswir-
kungen auf Umwelt, Ge-
sellschaft und die Gesund-
heit. Unter dem Titel 
„Energy choices” diskutie-
ren Angelika Claußen 
(IPPNW Deutschland),      
Makoma Lekalakala 

(Earthlife Südafrika)        
und     Vladimir Slivyak (E-
coDefense Russland). 
„Jede Entscheidung für 
oder gegen eine be-
stimmte Form der Energie-
gewinnung hat Auswirkun-
gen auf uns und unsere 
Umwelt. Wir brauchen und 
wollen keine Atomkraft!  
 
Wir brauchen eine de-

zentralisierte und demo-
kratisierte Energieversor-
gung“ sagte die langjäh-
rige Aktivistin und Direkto-
rin von Earthlife Africa Ma-
koma Lekalakala. Sie 
weiß, wovon sie spricht: 
Schon seit 2014 setzt sie 
sich gegen Atomkraft in 
Südafrika ein und länger 
noch für Klima- und Um-
weltgerechtigkeit.  Damals 
hatte die russische Um-
weltschutzorganisation E-
coDefense sie und ihre 

Kolleg*innen bei Earthlife 
auf ein Abkommen zwi-
schen ihrer Regierung und 
dem russischen Staats-
konzern Rosatom auf-
merksam gemacht. Dem 
Abkommen nach sollte Ro-
satom acht bis zehn AKW 
im ganzen Land errichten. 
Die kurzzeitig auf der Web-
seite des russischen Atom-
konzerns sichtbaren Un-
terlagen wurden alsbald 
wieder entfernt. Zu spät, 
denn die Aktivist*innen 
hatten bereits Kopien an-
gefertigt und eine Kam-
pagne gegen die Pläne, 
die die südafrikanische 
Seite mit beispiellos hohen 
Kosten belastetet hätten 
und ihr zudem die gesam-

ten Verantwortung für et-
waige Atomunfälle über-
lies, kam ins Rollen.  

Im Rahmen dieser erfolg-
reichen Kampagne gegen 
die neuen AKW trafen Vla-
dimir Slivyak von EcoDe-
fense und Makoma Lek-
alakala erstmals aufeinan-
der, wie die zwei berichte-
ten. Slivyak verweist in sei-
nem Beitrag darauf, dass 
Rosatom weiterhin auf 
dem afrikanischen 

Foto: Don’t Nuke the Cliamate!; v.l.: Vladimir Slivyak, Kamiti Muchiri, 

Patrick Schukalla, Wilbert Mahundi, Angelika Claußen, Makoma Leka-

lakala, Anthony Lyamunda] 

Bericht  

 

“Disarmament, Climate Crisis and 

Health” – IPPNW Weltkongress in 

Kenia 
von Patrick Schukalla, Berlin 
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Kontinent sehr aktiv ist und 
mahnt, dass die Zivilge-
sellschaft darüber alar-
miert sein sollte. Rosatom 
ist zu einhundert Prozent 
ein Staatsunternehmen, 
das unter anderem auch 
für die russischen Atom-
waffen zuständig ist und 
das besetzte AKW Sapo-
rischschja in der Ukraine 
kontrolliert, betonte. Der 
Konzern steht also exemp-
larisch für die fundamen-
tale Verbindung von Atom-
kraft und Atomwaffen, die 
Angelika Claußen in ihrem 
Beitrag in den Vordergrund 
stellt: „Die Atomwaffen-
staaten sind auf Atomener-
gie angewiesen, wenn sie 
ihre Atomwaffenarsenale 
modernisieren wollen“. Da-
ran ändert auch die Be-
hauptung, Atomkraft 
könne ein Mittel gegen die 
Klimakrise sein, der 
Slivyak in seinem Beitrag 
eine klare Absage erteilt, 
nichts. 

In einem Workshop zu 
Uranbergbau und -

exploration auf dem afrika-
nischen Kontinent disku-
tierten die Teilnehmer*in-
nen auf Basis der Erfah-
rungen von Makoma Lek-
alakala, Dr. Kamiti Muchiri 
von der IPPNW Kenia, 
Anthony Lyamunda von 
der Umweltgerechtigkeits-
organisation CESOPE aus 
Tansania, Wilbert Mahundi 
– auch aus Tansania, Mit-
begründer von TMMTF, ei-
ner Organisation die u.a. 
gegen Uranbergbau arbei-
tet – Vladimir Slivyak und 
weitern aktiven Uranberg-
baugegner*innen. Ein Ziel 
der Zusammenkunft: Sich 
auch in Zukunft über Län-
dergrenzen und Konti-
nente hinweg zu vernetzen 
und zusammenzuarbeiten. 
„Wir müssen so internatio-
nal sein wie die Industrie 
und die nukleare Kette 
selbst“ formuliert es eine 
Teilnehmerin. Die zwei 
tansanischen Gäste des 
Kongresses, Anthony Ly-
amunda und Wilbert Ma-
hundi, sind seit über zehn 
Jahren gegen die Uran-
bergbaupläne in ihrer 

Heimat aktiv. Erst kürzlich 
habe ein Explorationsun-
ternehmen, das am austra-
lischen Stock-Exchange 
eingetragenen ist, neue 
Bohrungen in Zentraltan-
sania angekündigt, so Ly-
amunda. „Bis vor kurzem 
waren wir noch davon aus-
gegangen, dass der Erfolg 
unseres Widerstands ge-
gen die letzte Explorati-
onswelle in unserer Ge-
gend noch trägt. Aber nun 
kann es sein, dass alles 
von vorne losgeht“, fürch-
tet er. Das am weitesten 
fortgeschrittene Bergbau-
projekt des Landes wurde 
bereits 2011 von Rosatom 
übernommen. In vergan-
genen Jahrzenten wurde 
in Abhängigkeit von Roh-
stoffpreisen und Zu-
kunftserwartungen inner-
halb der globalen Atomin-
dustrie immer wieder ein 
Einstieg in den Uranberg-
bau erwogen. Sollte es in 
Tansania in den nächsten 
Jahren zum ersten Mal in 
der Geschichte des Lan-
des zum Bergbau an dem 
radioaktiven Rohstoff 

kommen, dann vermutlich 
im Süden des Landes und 
durch die Rosatom-Toch-
ter Uranium One. Doch 
auch an anderen Orten in 
dem ostafrikanischen Land 
und darüber hinaus wird im 
Fall steigender Preise für 
den Rohstoff eines jeden 
Atomprogramms wieder 
spekuliert werden. „Besser 
heute solidarisch und aktiv 
statt morgen radioaktiv!“ 
lautet daher abschließend 
das einmütig geteilte 
Motto. 

Unser Autor Patrick Schu-

kalla arbeitet als Referent für 

Atomausstieg, Energiewende 

und Klima bei den Internatio-

nalen Ärzt*innen für die Ver-

hütung des Atomkrieges 

(IPPNW). Er ist Geograf, hat 

zu Uranexploration und -berg-

bau geforscht und lehrt gele-

gentlich am Institut für Geo-

graphische Wissenschaften 

der Freien Universität Berlin 

. 

 

Was erwartet Sie im 

nächsten Heft? 

Vorgesehen ist die Vertie-

fung der messtechnischen 

Anforderungen der Radon-

bodenlufterfassung und 

der Radonbodendurchläs-

sigkeit in Fortsetzung der 

Beitragsreihe von Frank 

Ullrich. Geplant ist auch 

ein Gastbeitrag von Dipl.-

Ing. Karsten Hansky zu ei-

nigen Hotspots aus dem 

Bereich der brachliegen-

den Uran-Altlasten des 

Landes Thüringen, wel-

ches nach wie vor keinen 

Handlungsbedarf sieht, die 

von der Wismut-Sanierung 

des Bundes nicht erfasst-

en   radioaktiven   Hinter- 

 

 

lassenschaften des Uran-

bergbaus einer Lösung zu-

zuführen.  

Da die Länderreihe zu den 

Radonvorsorgegebieten 

abgeschlossen ist, erfolgt 

ein zusammenfassender 

Vergleich der Auswei-

sungspraktik der jeweili-

gen Bundesländer. Für 

eine künftige Untersu-

chung steht die Handha-

bung der Radonproblema-

tik in den 10 Bundeslän-

dern, die keine RVG aus-

gewiesen haben, noch 

aus. 

Im Hauptthema wird die 

Erläuterung   und  Bewert- 

 

 

ung der vom BfS über 

Jahrzehnte beforschten 

Folgekrebskrankheiten der 

Wismut-Beschäftigten 

(Uranbergarbeiter-Ko-

horte) abgeschlossen. Der 

dritte Teil unserer Serie zu 

den Ergebnissen der bun-

desdeutschen Krebsfor-

schung im Uranbergbau 

hat die praxisorientierte 

Bewertung der Uranberg-

arbeiter-Kohorten-Studie 

zum Inhalt. Der Beitrag be-

legt mit Praxisbeispielen 

die Fehler der vermeintli-

chen Fehlerbetrachtung. 

Das Thema ist nicht heil-

bar, da die politischen 

Konsequenzen          einer  

 

 

verfehlten Strahlendosis-

bewertung niemand auf 

sich nehmen wird. Die 

langwierigen Studien beru-

hen auf wissenschaftlichen 

Verfahrensabläufen mit 

völlig unzulänglichen bis 

falschen Grundlagenda-

ten. 

Als aktuelles Umwelt-

thema ist Phosphat im 

Klärschlamm geplant: Ver-

fahren-Logistik-Kosten. 
 

Die Regionalbeilage wird 

die erwartete Zusammen-

fassung zu Radon-In-

house-Daten im Stadtge-

biet Ronneburgs beinhal-

ten.  
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While the essential life 

paths from drinking water 

to occupational health re-

quirements and beyond 

tend to a continuous min-

imization of limiting val-

ues, guideline values and 

action values as a result 

of knowledge gains and 

decreasing detection lim-

its, the radiological envi-

ronmental sector remains 

at the level of what is sup-

posedly feasible. After 35 

years of implementing ex-

pert opinions and local 

consultation procedures 

on the renovation pro-

jects, observing radiation 

protection legislation and 

the reporting system (on 

REI mining, etc.); filing 

petitions, opposition pro-

ceedings, small and large 

inquiries in the state and 

federal parliament, inquir-

ies from authorities from 

the district level to the 

Federal Ministry of Eco-

nomic Affairs (BMWI), our 

association Kirchlicher 

Umweltkreis draws con-

clusions on the topic of 

reuse and sustainability 

of the renovation pro-

jects. The German legis-

lation on mining (BbergG) 

from 1982 (!) prevents in-

novation through the lack 

of "clarifying interfaces for 

compliance with environ-

mental and nature 

conservation require-

ments" [1], which ne-

glects environmental and 

resource protection. The 

consequence is that min-

ing/remediation mining in 

urban areas has hardly 

become economically 

and socially even less ac-

ceptable due to the colli-

sion with the environmen-

tal legislation that has 

emerged in recent dec-

ades and requires con-

stant legal confrontations 

as a "rule link". The Ger-

man Mining and radiation 

protection law (StrSchG) 

blocks sustainable reme-

diation measures, e.g. 

through restrictive, either 

too scarce or too ineffec-

tive procedural participa-

tions and unsuitable ex-

posure requirements. 

 

The interlocking of mining 

and environmental law is 

imperative. The table 1 

contains representative 

proposals for uranium 

remediation mining, 

which activate proven ra-

diation protection param-

eters for objective (old) 

site assessments [2]. The 

wealth of experience of 

our association stemming 

from of the resistance 

against deadly long-term 

consequences of so-

called natural radioactiv-

ity, forces neither purely 

environmentally moti-

vated minimizations, nor 

the reduction of remedia-

tion rights to "managea-

ble" population values of 

radiation exposure and 

also not the exclusion or 

neglect of the radon prob-

lem. 

 

Sustainability and post-

mining reuse, in partic-

ular uranium mining re-

habilitation 

The sustainable use of 

natural resources is part 

of the 17 UN Sustainable 

Development Goals from 

the Agenda 30 of the 

United Nations. The bal-

ancing act between eco-

nomic efficiency, long-

term safety and subse-

quent use, which results 

from the complexity of an-

thropogenic influence, 

adds up to the contempo-

rary remediation goal for 

post-mining projects. 

Competition and self-in-

terest compete with coop-

eration and the common 

good. Previous remedia-

tion strategies have de-

veloped from simple local 

hazard prevention, vari-

ous storage variants to 

the inclusion of environ-

mental pollution finally to 

differentiated degrees of 

remediation. In this re-

gard it is important to 

social acceptance 
Recognition of restructuring 

- Population 

- Authorities / Administration 

 

Fig.1: Schemes for sustainable uranium mining rehabilitation 

Remediation in Mining 

 

Innovative approaches on the way to 

sustainable remediation mining 

  
Kirchlicher Umweltkreis Ronneburg (Environmental 

Society of the town of Ronneburg): Script for the 

5th International Mining Symposium WISSYM 2023 
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convert a remediation 

mine to the goal of coop-

eration and the common 

good. Development and 

changes in technological, 

administrative and legal 

responsibilities are es-

sential. Technologically, 

long-term safety is the 

biggest challenge, 

whereby uncomplicated, 

stable and low-energy 

systems are required. Ad-

ministrative deficits exist 

with regard to the where-

abouts of the earlier use 

of radioactive mining ma-

terials in the construction 

industry and generally in 

dealing with known and 

subsequently known ura-

nium sites. Areas that 

have not been rehabili-

tated or not recorded are 

increasingly having a 

negative influence on the 

results of remediation. 

The responsible authori-

ties and administrations 

at the state level assume 

that the legal require-

ments of the federal gov-

ernment are not sufficient 

for any follow-up prob-

lems of remediation or old 

sites. Germany did refuse 

any leeway of EURATOM 

2023/59 to create refer-

ence values that take into 

account both radiation 

protection and social re-

quirements. Problems 

arising from the radioac-

tive contamination of 

properties which are 

"new" after a change of 

legal entity are at the ex-

pense of the respective 

owners, since these are 

legally "responsible for 

behaviour and condi-

tions". The uranium min-

ing consequences are 

handled in the German 

legislation on the protec-

tion from radiation 

(StrSchG) at the legal 

level of the legislation 

from the German Demo-

cratic Republic (VOAS), 

even below this standard 

from the 70s of the last 

century with regard to the 

evaluation of radioactive 

potentials. The fact 

that in the federal 

state of Saxony a ra-

dioactive residual po-

tential with a total vol-

ume of about 75 mil-

lion m³ has been reha-

bilitated for the last 

twenty years, while in 

the federal state of 

Thuringia 120 million 

m³ are prone to remain 

in oblivion accentuate 

the need for action. 

Currently, stream sed-

iments with 3.3 Bq/g 

radium-226 and more 

remain unchallenged. 

Dumps with signifi-

cantly lower potential 

have already been re-

habilitated. The upper-

most soil layers of 

fields in the vicinity of 

former ventilator sites 

have twice the radio-

nuclide concentrations 

of the uranium series 

compared to their sub-

layers. Modern reme-

diation mining cannot 

be limited to the environ-

mental monitoring of at-

mospheric radon measur-

ing points and uranium 

concentrations at large 

receiving water dis-

charges. The need for ac-

tion is always beyond the 

scope of possible capa-

bilities, which should lead 

to a monitoring system 

that would combine the 

collection of samples and 

simple criteria with a 

complex regional moni-

toring of these sites and 

allow priorities. The radio-

logical, chemical, hydro-

logical, geochemical and 

ultimately nature conser-

vation and landscape cul-

tural concerns that the 

Saxon Remediation 

Commission applies to 

prioritise contaminated 

sites can serve as a for-

ward-looking standard. In 

any case, it is necessary 

to raise awareness of the 

test and evaluation crite-

ria to counter administra-

tive practices, e.g. the ra-

don normality of 80 Bq/m³ 

in atmospheric air revived 

by the German Commis-

sion on the Protection 

from Radiation (SSK). 

Such standards do not in-

crease reuse, but rather 

prevent it. Meaningful 

standard corrections for a 

long-term protection (see 

table 1) do not yet extend 

previous usage re-

strictions, but would be 

an important step to-

wards sustainable inno-

vative use. 

Frank Lange 
 

[1] "Development and chal-

lenge from the perspective of 

environmental and resource 

protection", UBA press re-

lease of 28.02.22 

[2] Frank Lange (2016) „More 

specific evaluation criteria for 

uranium mining sites” Strah-

lentelex Nr. 714-717 pp.03-14 

 

  

Tab.1: Recommendation of evaluation criteria for ancient uranium sites 
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Dieser Beitrag ist nur in der 

Druckausgabe enthalten. Er 

enthält neben der techni-

schen Beschreibung der 

Endverwahrung u.a. die Ge-

genüberstellung der Sanie-

rungsziele „im Wandel der 

Zeit“ mit den Sanierungser-

gebnissen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Endlagerung von radioaktivem Abraum 

Das Endverwahrungsbauwerk für 
radioaktiven Abraum des Uran-
bergbaus in Ronneburg 
 

Exkursionsbeitrag zum Forschungssymposium „safe-

ND 2023“ des Bundesamtes für die Sicherheit der nukle-

aren Entsorgung (BASE) am 16.09.23 

 


